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Der Kommentar

Die Breitband AG oder brauchen wir ein neues 
industriepolitisches Paradigma? 

Mitten im sonst eher themenschwa-
chen Bundestagswahlkampf hat der 
Kanzlerkandidat der SPD im Rahmen 
seines Deutschland Plans einen für 
den TK-Sektor eher spektakulären 
Gedanken – die Bildung einer Breit-
band AG durch alle Netzbetreiber – 
entwickelt. Beflügelt wird dieser Ge-
danke durch die Bobachtung, dass 
die Entwicklung einer breitbandigen 
Glasfaserinfrastruktur in anderen Tei-
len der Welt und vereinzelt auch in 
einigen Mitgliedstaaten der EU eine 
hohe politische Aufmerksamkeit und 
einen neuen industriepolitischen Fo-
kus erfährt. Zu nennen sind in diesem 
Zusammenhang etwa Länder wie Ja-
pan, Südkorea, Singapur und jüngst 
Australien und Neuseeland. Weiterer 
Ausgangspunkt des Steinmeier Plans 
ist die Einschätzung, dass Deutsch-
land in der Breitbandentwicklung nicht 
vorne liegt, sondern eher im Durch-
schnitt der OECD. Als neuen digitalen 
Quantensprung erweitert der Stein-
meier Plan die Zielsetzung der Bun-
desregierung mit ihrer Breitbandstra-
tegie bis 2014 drei Viertel aller Hau-
halte mit einem hochleistungsfähigen 
Breitbandzugang mit mindestens 
50 Mbps zu erreichen auf die Ziel-
marke, bis 2020 allen Haushalten ei-
nen hochleistungsfähigen Breitband-
zugang zwischen 50 und 100 Mbps 
zu ermöglichen. 

Viele halten ja bereits die Zielsetzung 
der Bundesregierung in der Breit-
bandstrategie bis 2014 für ehrgeizig. 
Die räumlich Ausdehnung dieser 
Zielmarke auf eine Quasi Flächende-
ckung durch Steinmeier mag diesen 
Beobachtern dann als noch ehrgeizi-

ger erscheinen (manch einer mag 
auch sagen, noch unmöglicher). Al-
lerdings wird manch einer auch gera-
de entgegengesetzt argumentieren: 
Wenn es denn möglich und realistisch 
erscheint, innerhalb von fünf Jahren 
75% der Bevölkerung mit Hochleis-
tungsbreitbandzugängen zu errei-
chen, dann sollte die Versorgung der 
restlichen 25% der Haushalte inner-
halb von weiteren sechs Jahren die 
kleinere Übung sein. Diese Betrach-
tungsweise zieht jedoch nicht ins Kal-
kül, dass die Verlegung von Glasfa-
seranschlüssen in den weniger dicht 
besiedelten Teilen der Republik nur 
zu deutlich höheren Investitionskos-
ten darstellbar ist als in den Ballungs-
gebieten. Nach allen aus verschied-
nen Quellen vorliegenden Berech-
nungen (auch aus unseren eigenen) 
ergibt sich für mindestens dieses 
Viertel der Bevölkerung (wenn nicht 

sogar für einen deutlich höheren An-
teil) das grundlegende Problem, dass 
hier keine profitable Errichtung eines 
Glasfasernetzes ohne staatliche Sub-
ventionen überhaupt darstellbar ist. 
Auf dieses Problem bleibt der 
Deutschland Plan der SPD eine Ant-
wort schuldig. Strebt die SPD hier ei-
nen ähnlichen Ansatz an wie etwa die 
australische Regierung, die einen 
wesentlichen Investitionsanteil für das 
Glasfasernetz direkt aus öffentlichen 
Mittel tragen will (allerdings nur zu-
nächst zeitlich begrenzt auf fünf Jah-
re)? Dieser Gedanke erscheint nahe 
liegend, zumal auch der Gedanke der 
Breitband AG gewisse Anleihen an 
das australische Modell gemacht zu 
haben scheint. Steinmeier und die 
SPD bleiben allerdings hinsichtlich 
des Einsatzes öffentlicher Mittel für 
den Breitbandausbau unklar oder of-
fen. Oder muss man das Konzept gar 

In dieser Ausgabe
 Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 3
 - IOM-Studie zur Mobilisierung von Wertschöpfungsprozessen 

im Rahmen der  SimoBIT-Begleitforschung veröffentlicht 3 
 - EU-Entwurf einer Empfehlung über regulierten Zugang zu  

Next Generation Access Networks (NGA) 4 
 - Preisstrategien von Incumbents und Wettbewerbern im Briefmarkt 7 
 - Smart Metering 8 
 - Die Ökonomie des NGA – Fortsetzung: Der Multi Fiber Ansatz 11 
 - EU-Studie zur Rolle der Post-Regulierungsbehörden 15 

Nachrichten aus dem Institut 17

 Veröffentlichungen des WIK 18 

    
Wissenschaftliches Institut für
Infrastruktur und Kommunikationsdienste
 

 

   

wik • Newsletter

NEWSLETTER
76 September 2009



2 Newsletter Nr. 76, September 2009 

so verstehen, dass die Breitband AG 
als der Königsweg angesehen wird, 
der alle Probleme auch das des wirt-
schaftlich nicht profitablen Netzaus-
baus lösen soll? 

Die Breitband AG 
Nun aber zur Breitband AG. Der 
Steinmeier Plan will alle Netzbetreiber 
auf das Ziel der Schaffung einer mo-
dernen Breitband-Infrastruktur ver-
pflichten. Vehikel zur Umsetzung die-
ser gemeinsamen Verpflichtung soll 
der Zusammenschluss der Betreiber 
in einer Breitband AG sein. Dieser 
soll freiwillig erfolgen – etwas anderes 
ist in unserer Wirtschaftsordnung 
auch kaum vorstellbar. Unabhängig 
von der Frage, wie wahrscheinlich ein 
freiwilliger Zusammenschluss ist, gilt 
es natürlich zu betrachten, welchen 
Beitrag zur Förderung der (gewollten) 
innovativen Netzentwicklung ein der-
artiges Modell darstellt. 

Zunächst scheint für dieses Modell zu 
sprechen, dass die Errichtung einer 
modernen Glasfasernetzinfrastruktur 
nur in ganz wenigen besonders dicht 
besiedelten Städten/Stadteilen wirt-
schaftlich dupliziert werden kann. 
Sieht man von den Kabelnetzen ab, 
wird es deshalb nur eine Glasfaser-
netzinfrastruktur geben. Ein Wettbe-
werb auf der Ebene der Glasfaser-
netzinfrastruktur ist praktisch auf 
Grund der hohen Skalenerträge von 
Glasfasernetzen nicht vorstellbar. In-
sofern, warum soll nur einer der heu-
tigen Wettbewerber im Markt diese 
Infrastruktur errichten und die ande-
ren diese im Wege von Zugangsmo-
dellen nutzen? Warum sollen Wett-
bewerber nicht die Investitionen ge-
meinsam erbringen und dies organi-
satorisch in Form eines Gemein-
schaftsunternehmens darstellen. Ein 
derartiger Ansatz würde die klassi-
sche Dichotomie zwischen einem In-
cumbent, der als Investor ein neues 
Netz errichtet, und Wettbewerbern, 
die darum ringen, dieses Netz zu 
möglichst günstigen Konditionen zu 
nutzen, ohne selbst in dieses Netz zu 
investieren (und dafür häufig als Free 
Rider beschimpft werden), aufheben. 
Die lähmende Auseinandersetzung 
über fehlende Investitionsanreize bei 
Zugang, die kleinlichen Auseinander-
setzungen über Zugang, die Verzöge-
rungen bei der Bereitstellung von Vor-
leistungen, die Auseinandersetzun-
gen über Vorleistungspreise, die end-
losen Prozesse um Regulierungsent-
scheidungen wären vorbei. Das ei-
gentliche (volkswirtschaftliche) Ziel, 
der Ausbau des Hochleistungsnetzes 
rückte in den Vordergrund. Alle (bis-
herigen) Wettbewerber finden sich als 
Investoren wieder, die an einem 
Strang ziehen und sich kooperativ 

über die Nutzung der Infrastruktur 
verständigen. Soweit das Faszinie-
rende an der Breitband AG.  

Breitband AG und Wettbe-
werb 
Hier fängt es an spannend zu wer-
den. Wie verträgt sich die Breitband 
AG mit dem Wettbewerb? Hierzu 
schweigt sich das SPD-Konzept aus. 
Gehen wir einmal positiv denkend 
davon aus, dass diese Enthaltsamkeit 
keine Abkehr vom Prinzip des Wett-
bewerbs zum Ausdruck bringen soll, 
sondern diese Unterlassung nur der 
(notwendigen) Kürze der Darstellung 
in Wahlprogrammen geschuldet ist. 

Was ist ein geeignetes Wettbe-
werbsmodell für die Breitband AG? 
Im einfachsten Fall beschränkt sich 
die Breitband AG auf die Errichtung 
und den Betrieb des passiven Glasfa-
sernetzes. Die aktiven Netzelemente 
und die Diensteerbringung erfolgen 
wie gewohnt im Wettbewerb der An-
bieter. Diese müssten sich allerdings 
in der Breitband AG auf Regeln der 
Nutzung der Kapazität des Netzes 
und ihrer Abgeltung verständigen. 
Konstruktionsbedingt ist die Breitband 
AG eine organisatorisch an keinen 
der (bisherigen) Betreiber gebundene 
Einrichtung, sondern ein selbständi-
ges Gemeinschaftsunternehmen, das 
selbst nicht im Endkundengeschäft 
tätig ist. Bei diesen hier nur kurso-
risch skizzierten Gedanken ist die 
Breitband AG durchaus kompatibel 
mit dem Prinzip des Wettbewerbs. 

Der "freiwillige" Zusammen-
schluss
Wenn denn die Freiwilligkeit konstitu-
tiv für die Breitband AG ist, könnten 
wir denn auch erwarten, dass die 
Betreiber im Markt sich zu einem der-
artigen Modell zusammen finden? 
Wenn wir uns die heutigen Realitäten 
im deutschen Markt ansehen, müsste 
hier eher Skepsis angebracht sein: 
Die von ähnlichen Grundüberlegun-
gen getragenen Kooperationsgesprä-
che zwischen der Deutschen Tele-
kom und (einigen) ihren(r) Wettbe-
werber scheinen nicht voranzukom-
men. Verhandlungen über die ver-
hältnismäßig einfache Frage des Zu-
gangs zu Leerohren und Glasfasern 
sind nach fast zwei Jahren ergebnis-
los abgebrochen worden und der 
Torso der Verhandlungen ist der 
Bundesnetzagentur zur Entscheidung 
übergeben. Im Vergleich zu diesem 
Thema geht es bei einer Breitband 
AG um wesentlich mehr, um die Lö-
sung wesentlich komplexerer Fragen: 
Wie werden bestehende Netzelemen-
te in die Breitband AG eingebracht? 

Wie werden diese bewertet? Wie 
werden die Anteile an der AG be-
stimmt? Soll es einen Zusammen-
hang zwischen Investitionsfinanzie-
rung und Kapazitätsnutzung gegen? 
Nach welchen Regeln und mit wel-
chen Produkten erfolgt die Kapazi-
tätsnutzung? Wie wird die Kapazi-
tätsnutzung wirtschaftlich abgegol-
ten? Diese und viele andere Fragen 
müssen für das Modell einer Breit-
band AG gelöst werden. Sie sind 
nicht unlösbar. Für alle Fragen gibt es 
Modelle, auf die man zurückgreifen 
kann. Die Fülle der Fragen zeigt nur 
auf, welche Einigungsbereitschaft bei 
erheblich unterschiedlichen Geschäft-
interessen, aufgebracht werden 
muss, damit ein derartiges Model ei-
nigungsfähig wäre. Die bislang aus-
gewiesene Fähigkeit der deutschen 
TK-Branche wesentlich bescheidene-
re Fragen im Verhandlungswege zu 
lösen, muss hier Anlass zur Skepsis 
geben. 

Das Beispiel Australien 
Das Beispiel Australien, das unaus-
gesprochen dem Steinmeier Plan die 
Hand geführt zu haben scheint, hat 
das Problem der Feiwilligkeit einer 
Breitband AG denn auch mit einem 
Anreizmechanismus besonderer Art 
in die Tat umgesetzt. Nachdem die 
australische Regierung zwei Jahre er-
folgloser Verhandlungen der TK-
Branche zur Entwicklung eines Next 
Generation Broadband Plans erlebt 
hat, hat sie das Heft des Handeln 
dann selbst in die eigenen Hände ge-
nommen. Der Staat selbst errichtet 
eine Breitband AG, die ein flächende-
ckendes Glasfasernetz in Australien 
ausrollt, ausgestattet mit einem Inves-
titionsvolumen von 43 Mrd. A$. Das 
Hochgeschwindigkeitsbreitbandnetz 
soll in einer Public-Private-Partner-
ship realisiert werden. An dem sog. 
NBN Betreiber wird die australische 
Regierung 51% der Anteile halten. 
Der private Sektor kann Anteile an 
dieser "Breitband AG" bis zu 49% des 
Kapitals halten. Anteile können so-
wohl als Finanz- als auch als Sach-
einlage erworben bzw. getätigt wer-
den. Dies ermöglicht die Einbringung 
bestehender Netzelemente. Die Be-
teiligung privater Betreiber an diesem 
Modell ist natürlich freiwillig, der Sog 
des Mitwirkens allerdings erheblich. 
Man sieht dies an dem Bemühen des 
Incumbents Telstra hier den Fuß in 
die Tür zu bekommen und an den 
harten Bedingungen, die die Regie-
rung dafür stellt. Durch die Entschlos-
senheit der Regierung selber zu han-
deln war und ist das "freiwillige" Mit-
wirken der Industrie in Australien kein 
Thema mehr. 
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Eine Einschätzung zum 
Schluss
Der Steinmeier Plan einer Breitband 
AG stellt eine Belebung der Debatte 
um die derzeit eher etwas auf der 
Stelle tretende Bemühungen zur Rea-
lisierung einer erfolgreichen Breit-
bandstrategie dar. Auch das Modell 

selbst kann ein relevanter Baustein 
sein. Allerdings gilt es dazu die zent-
ralen Themen anzusprechen und zu 
lösen, die der SPD-Plan nicht adres-
siert oder ausklammert. Erst in Ver-
bindung mit einem klaren Wettbe-
werbsmodell macht eine Breitband 
AG überhaupt Sinn. Auch das Ver-
sprechen eines Universaldienstes für 

jeden Bürger und jedes Unternehmen 
bis 2020 einen Hochleistungsbreit-
bandzugang von 50 bis 100 Mbps be-
reitzustellen, bleibt solange ein leeres 
Versprechen wie unklar bleibt, mit 
welchem Modell die Finanzierung er-
möglicht werden soll. 

Karl-Heinz Neumann 

Berichte aus der laufenden Arbeit des WIK 

IOM-Studie zur Mobilisierung von Wertschöpfungs-
prozessen im Rahmen der SimoBIT-

Begleitforschung veröffentlicht 
Im Rahmen der von WIK-Consult ge-
leiteten Begleitforschung der BMWi-
Initiative „SimoBIT – Sichere Anwen-
dung der mobilen Informationstechnik 
(IT) zur Wertschöpfungssteigerung in 
Mittelstand und Verwaltung“ wurde 
die Studie „Mobilisierung von Wert-
schöpfungsprozessen durch innovati-
ve und sichere Informationstechnolo-
gie“ veröffentlicht. Autoren der Studie 
sind Professor Dr. Dres. h. c. Arnold 
Picot und Dr. Martin S. Schmid vom 
Institut für Information, Organisation 
und Management (IOM) der Ludwig-
Maximilians-Universität München. 

Die Studie greift die Möglichkeiten in-
novativer mobiler IKT-Lösungen auf 
und analysiert die Potenziale und 
Wirkungen ihres konsequenten Ein-
satzes auf die Veränderung und Op-
timierung von Wertschöpfungspro-
zessen. Die Autoren tragen mit ihrer 
Arbeit zu einem besseren Verständ-
nis der Veränderungen der betriebli-
chen Wertschöpfungsprozesse durch 
mobile Geschäftsanwendungen bei 
und leisten hierbei einen gewichtigen 
Beitrag zur Schließung einer diesbe-
züglichen Lücke in der modernen Be-
triebswirtschaftslehre. 

In einer systematischen Analyse wer-
den zunächst Begriffsbestimmungen 
für mobile Systeme und mobile Wert-
schöpfungsprozesse vorgenommen 
und die Einsatzbereiche mobiler Sys-
teme im Mobile Business, im Mobile 
Health (als Spezialfall des Mobile Bu-
siness) sowie im Mobile Government 
dargestellt. Auf Basis dieser theoreti-
schen Einordnungen werden vier kon-
krete Fallbeispiele von bereits erfolg-
reich umgesetzter mobiler Prozesse 
in den Bereichen Mobile Business, 
Mobile Health und Mobile Govern-
ment untersucht. 

Eine zentrale Erkenntnis dieser be-
triebswirtschaftlichen Studie ist, dass 
die Potenziale mobiler Systeme nicht 
sofort, sondern in mehrphasigen 
Transformationsprozessen realisiert 
werden. In einer ersten Phase wer-
den existente Prozesse mobilisiert. 
Darauf aufbauend werden in einer 
zweiten Phase diese Prozesse erwei-
tert. Stehen in einer dritten Phase 
komplexe mobile Systeme zur Verfü-
gung, so können die Prozesse grund-
legend zur Realisierung neuer Ge-
schäftsmodelle und Wettbewerbsvor-
teile rekonfiguriert werden. In einer 
letzten Phase definieren revolutionäre 
Lösungen Prozesse und Märkte völlig 
neu. Ordnet man die zwölf SimoBIT-
Projekte in dieses Phasenmodell ein, 
so erkennt man, dass die durchweg 
komplexen mobilen Systeme, an de-
nen im Rahmen des Förderpro-
gramms geforscht und entwickelt 
wird, überwiegend bereits der dritten 
Phase zuzurechnen sind. Durch die 
SimoBIT-Entwicklungen werden Pro-
zesse grundlegend rekonfiguriert, um 
künftig neue Geschäftsmodelle und 
Wettbewerbsvorteile zu realisieren. 

Die Studie kommt weiterhin zu dem 
Schluss, dass die Wertschöpfungspo-
tenziale mobiler IKT-Lösungen im 
Wesentlichen darin liegen, die Kosten 
und die Fehleranfälligkeiten papier-
basierter Prozesse zu reduzieren, die 
Transparenz zu erhöhen und Prozes-
se insgesamt zu beschleunigen. Ins-
besondere in den vier Anwendungs-
feldern Verwaltung, Maschinenbau, 
Gesundheitswirtschaft und Handwerk, 
die schwerpunktmäßig durch Simo-
BIT adressiert werden, sind nach Ein-
schätzung der Autoren besonders 
hohe Auswirkungen zu erwarten. Eine 
besonders wichtige Rolle hat dabei 
der öffentliche Sektor. Er bietet die 
Möglichkeit das große Potenzial IKT-
basierter mobiler Fachprozesse be-

sonders breitenwirksam deutlich zu 
machen.

Durch die Analyse der Fallbeispiele 
identifizieren die Autoren zahlreiche 
Erfolgsfaktoren für die Ausschöpfung 
von Wertschöpfungspotenzialen 
durch mobile Lösungen. Diese Fakto-
ren entstammen den vier Bereichen 
Führung und Steuerung des Unter-
nehmens/der öffentlichen Verwaltung,
Technologie, Organisationsstruktur
sowie institutionelle Rahmenbedin-
gungen. Zu den Erfolgsfaktoren zäh-
len unter anderem die Formulierung 
einer Mobilisierungsstrategie, die 
Schaffung von Win-Win-Situationen, 
eine nachhaltige Finanzierung, die 
Gewährleistung von IT-Sicherheit und 
Usability, die Anpassung der Organi-
sationsstruktur, die Schulung und In-
centivierung der Nutzer, die Berück-
sichtigung gesetzlicher und regulato-
rischer Rahmenbedingungen, die 
Schaffung von Standards sowie die 
Wahrung des Datenschutzes. 

Die identifizierten Erfolgsfaktoren sol-
len nicht nur den SimoBIT-Projekten, 
sondern auch anderen Unternehmen, 
die Prozesse mobilisieren wollen, da-
bei helfen eine erfolgreiche Mobilisie-
rungsstrategie zu entwickeln und den 
Prozess der Mobilisierung strukturiert 
umzusetzen. Im Rahmen des Simo-
BIT-Arbeitsforums Geschäftsmodelle 
und Marktbarrieren stieß die Studie 
bereits auf großes Interesse und Zu-
stimmung.

Zur Erarbeitung der Studie, die inten-
siv von WIK-Consult begleitet wurde, 
werteten die Autoren einschlägige 
Geschäftsmodelle aus, führten zahl-
reiche Experteninterviews und beglei-
teten die Evaluation der SimoBIT-
Projekte. Im Rahmen eines durch 
WIK-Consult organisierten Ad-hoc-
Workshops beim BMWi wurden die 
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Ergebnisse der Studie vorgestellt und 
mit mehr als zwei Dutzend Experten 
diskutiert. Die Validierung der Ergeb-
nisse erfolgte zudem mit Unterstüt-
zung der SimoBIT-Projekte sowie in-
nerhalb des SimoBIT-Arbeitsforums 
Geschäftsmodelle und Marktbarrie-
ren.

Die Veröffentlichung der Studie durch 
das BMWi im Juni 2009 ist auf eine 
große Resonanz in der Presse ge-
stoßen und hat zusätzliche öffentliche 
Aufmerksamkeit für SimoBIT und die 
Ziele dieser Fördermaßnahme gene-
riert. Die Studie „Mobilisierung von 
Wertschöpfungsprozessen durch in-

novative und sichere Informations-
technologie“ ist kostenlos per Down-
load auf der SimoBIT-Website 
www.simobit.de zu beziehen. 

Peter Stamm (SimoBIT-Begleitforschung) 

EU-Entwurf einer Empfehlung
über regulierten Zugang zu

Next Generation Access Networks (NGA) 
Die EU Kommission veröffentlichte 
am 12. Juni 2009 zum zweiten Mal 
eine Empfehlung zur Regulierung des 
Zugangs zu NGA Netzen, die bis zum 
24. Juli kommentiert werden konnte. 
Die zahlreichen und umfangreichen 
Rückläufer der Kommentierung wer-
den derzeit ausgewertet. Mit der Ver-
öffentlichung einer endgültigen Emp-
fehlung wird nicht vor Anfang 2010 
gerechnet. 

Der Vorläufer, der erste Entwurf, war 
am 18. September 2008 erschienen 
und hatte zu vielen Diskussionen ge-
führt. Hinzu kamen neue Entwicklun-
gen am Markt, die ein vollständiges 
Überdenken des ersten Entwurfes 
sinnvoll erscheinen ließen.  

Hier sei insbesondere der Multi-Fiber 
Ansatz erwähnt, bei dem ein Incum-
bent die Teilnehmer per FTTH gleich 
mit mehreren (4) Glasfasern er-
schließt, die er Wettbewerbern im 
Rahmen eines Investitions-Sharing 
Modells zum Erwerb anbietet. Da 
dann mehrere Mitbewerber gleichfalls 
über Glasfaseranschlüsse zum End-
teilnehmer verfügen, könnte hinrei-

chender Wettbewerb in diesem Seg-
ment entstehen und eine Regulierung 
entfallen. Dies könnte deshalb für In-
vestoren attraktiv sein, weil die Inves-
titionen für einen vierfachen Ausbau 
zwar höher sind, aber für jeden ein-
zelnen Betreiber deutlich niedriger, da 
er nur einen Anteil davon tragen 
muss.

Auch dieser Ansatz wurde nun in den 
Entwurf einer NGA-Empfehlung auf-
genommen, die wesentlicher Be-
standteil einer EU-Breitbandstrategie 
für Ende 2009 werden soll. Der Zu-
gang zu Breitbanddiensten spielt eine 
Schlüsselrolle für zukünftiges wirt-
schaftliches Wachstum. Der Ausbau 
steht im Spannungsfeld des Risikos 
für hohe Investitionen einerseits und 
der Aufrechterhaltung effektiven Wett-
bewerbs andererseits. Reguliert wer-
den die Unternehmen, die in den be-
troffenen Märkten (hier Markt 4: Zu-
gang zu Festnetzinfrastrukturen (u.a. 
TAL) und Markt 5: Breitbandzugang) 
beträchtliche Marktmacht besitzen. 
Typischerweise ist der Markt 4 derzeit 
ein nationaler Markt während der 

Markt 5 in einigen Mitgliedsländern 
geographisch differenziert wird. So 
ergibt sich bei einem hinreichenden 
Angebot von TAL ggf. eine Wholsale 
Bitstrom Verpflichtung. Die zwischen 
diesen Märkten bestehenden Wech-
selbeziehungen müssen bei der Ent-
wicklung eines angemessenen Bün-
dels von Regulierungsmaßnahmen 
beachtet und zeitlich aufeinander ab-
gestimmt werden. 

Für die Festlegung einer angemesse-
nen Kapitalverzinsung (WACC: 
Weighted Average Cost of Capital) 
schlägt die Kommission eine abge-
stufte Vorgehensweise vor. Investitio-
nen in Leerrohrinfrastrukturen, die ty-
pischerweise nicht replizierbar sind, 
werden nicht spezifisch für NGA er-
bracht und tragen damit kein beson-
deres Risiko, sondern sind mit denen 
für die bestehenden Kupfernetze ver-
gleichbar. In der Tat könnte ein be-
stehendes Kupferkabel, das nicht 
mehr beschaltet ist, aus einem Rohr-
zug herausgezogen und durch ein 
Glasfaserkabel ersetzt werden1. In-
vestitionen in Glasfaser dagegen 
hängen von der Akzeptanz der Glas-
faseranschlüsse bei den Kunden ab. 
Dies bewertet die Kommission mit ei-
nem höheren Risiko.  

Das Spektrum möglicher Regulie-
rungsauflagen für den Markt 4 (Infra-
struktur) ist breit gestreut. Grundsatz 
ist eine technologieneutrale Regulie-
rung, die nicht zwischen Kupfer und 
Glasfaserkabeln unterscheidet, aber 
auch nicht zwischen Punkt-zu-Punkt 
oder Punkt-zu-Multipunkt (z.B. PON) 
Topologien. Die Auflagen sind gleich 
und umfassen den Zugang zu Leer-
rohren, Schächten und Standorten 
(civil engineering infrastructure) sowie 
den Zugang zu den Anschlusskabeln 
im HVT oder im KVz. Dies umfasst 
auch die Inhaus Verkabelung. Nach-
dem durch eine Vielzahl von Studien2

belegt wurde, dass der Zugang eines 
Wettbewerbers zum KVZ nur in weni-
gen Gebieten wirtschaftlich attraktiv 
ist, empfiehlt die Kommission eine 

Abbildung 1: Investitionsleiter 

Quelle: ERG (09) 17, Juni 2009 
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Anhörung der Interessenten hierzu 
bevor Anordnungen zur Kollokation 
im KVz ergehen. Ergänzend sollten 
Auflagen für einen angemessenen 
Backhaul gemacht werden, der aus 
Dark Fibre, Ethernet oder einem 
Rohrzug bestehen kann. Dort, wo in 
Neubaugebieten nur noch Glasfaser 
ausgebaut wird, sollte keine Regulie-
rungsauflage zum parallelen Ausbau 
von Kupferkabeln erfolgen.  
Der Bitstromzugang in Markt 5 
schließt nach dem Entwurf normaler-
weise den Zugang über VDSL E-
quipment mit ein. Wholesale Angebo-
te sollen rechtzeitig vor dem Platzie-
ren neuer Endkundenprodukte mit ei-
ner Vorlaufzeit von 6 Monaten festge-
legt werden. Dabei wird von einer Dif-
ferenzierung des Bitstrom Angebotes 
hinsichtlich Bandbreite, Verfügbarkeit, 
QoS oder anderer Parameter ausge-
gangen. Eine Multicast Funktion wird 
nicht explizit vorgegeben, kann aber 
bei eigenem IP-TV Angebot auferlegt 
werden (Adäquate Vorleistung). 
Wenn eine funktionale Separierung 
zu einem völlig äquivalenten Zugang 
zu NGA Netzen für alle Marktteilneh-
mer geführt hat, kann ggf. auf die Re-
gulierung des Bitstrompreises ver-
zichtet werden, wenngleich die Vor-
aussetzungen hierfür regelmäßig ü-
berprüft werden sollten, z.B. durch ei-
nen Test auf eine Preis-Kosten-
Schere.
Alle Wholesale Angebote sind selbst-
verständlich diskriminierungsfrei zu 
erbringen und sollten in Referenz-
Angeboten veröffentlicht werden. Ab-
bildung 1 illustriert die Wholesale An-
gebote anhand einer Investitionslei-
ter.
Der Entwurf der Empfehlung definiert 
für seine Zwecke einige wesentliche 
Begriffe einer NGA Architektur (vgl. 
Abbildung 2) und beschreibt einen 
MPoP (Metropolitan Point of Presen-
ce) als den Übergangspunkt zwi-
schen Zugangs- und Kernnetz, der 
bei der herkömmlichen PSTN Archi-
tektur dem HVT entspricht, und einen 
DP (Distribution Point), der im bishe-
rigen Kupferanschlussnetz dem KVz 
entspricht. In beiden Standorten ist 
ein Verteiler vorgesehen, der in den 
bestehenden Kupfernetzen in der 
Regel vorhanden ist, bei den disku-
tierten FTTH Architekturen im DP je-
doch nicht unbedingt vorgesehen ist. 
Auch bei den Verteilern in den 
MPoPs sehen FTTH Ausbaupläne oft 
Einsparungen bei den Verteilern vor.  
Der Entwurf der Empfehlung behan-
delt insbesondere auch unterschiedli-
che Formen von Kooperationen beim 
Ausbau von NGA Netzen. Hierzu 
zählt zum einen das „Ko-Investment“, 
bei dem die Investoren sich eine ge-
meinsam errichtete Infrastruktur tei-

len, und der „Multiple Fibre FTTH“ 
Ansatz, bei dem ein Investor mehr 
Fasern bis in jeden Haushalt legt, als 
er für seinen eigenen Bedarf benötigt, 
und diese anderen Wettbewerbern 
zur Nutzung (typischerweise als 
IRU3) überlässt. Der Ansatz hier un-
terscheidet sich von dem der Swiss-
com, weil hier von vorneherein auch 
im Feeder Segment Multi Fiber vor-
gesehen sind, während sich der An-
satz der Swisscom ursprünglich nur 
auf das Drop Segment erstreckte.  
Für den Fall von Multi Fiber Netzen, 
bei denen einem oder mehreren al-
ternativen Anbietern effektiver und 
äquivalenter Zugang zur Infrastruktur 
gewährt werden, wäre das Auferlegen 
eines kostenorientierten (preisregu-
lierten) Zugangs i.d.R. nicht adäquat 
und würde die Investitionsbereitschaft 
behindern, so der Entwurf, könne a-
ber vorgenommen werden, wenn ko-
ordiniertes wettbewerbswidriges Ver-
halten angenommen werden muss. 
Hierzu zählt jedoch nicht eine Preis-
differenzierung zwischen frühen, vor 
dem Ausbau abgeschlossenen Ver-

trägen und solchen, die erst später 
hinzukommen. Gleiches gilt auch für 
den Fall des Ko-Investments. Wenn 
bei Ko-Investment die Situation effek-
tiven Wettbewerbs eintritt, liegt keine 
marktbeherrschende Stellung mehr 
vor und es muss dort folglich nicht re-
guliert werden. Die genaueren Um-
stände, unter denen diese Ausnah-
men von der Regulierung gemacht 
werden, sind in Anhang III beschrie-
ben (vgl. Abbildung 3 und Abbildung 
4). Wenn sich die Wettbewerbsbedin-
gungen in diesen Gebieten vom Rest 
deutlich genug unterscheiden, könnte 
dies die Definition räumlich getrennter 
Märkte rechtfertigen.  
Wo es nach nationalem Recht mög-
lich ist und eine entsprechende Nach-
frage besteht wird den Nationalen 
Regulierungsbehörden (NRA) emp-
fohlen, den Ausbau von Multi Fiber im 
drop Segment zu ermutigen oder gar 
anzuordnen. Gleiches gilt für den 
Ausbau passiver Infrastrukturen, die 
ausreichend groß für die Mitnutzung 
durch andere Betreiber ausgelegt 
werden sollen.  

Abbildung 2: NGA Netz Definitionen des Entwurfs der Empfehlung 

Core NetworkCore Network

• FTTH Point-to-Point or Point-to-Multipoint

Terminating Segment 
(Drop)

Feeder

MPoP

Metropolitan Point of 
Presence/ 

Distribution Frame

Fibre D
P Fibre

Distribution Point/
Distribution Frame

Active Electronic EquipmentActive Electronic Equipment

Access Network

Abbildung 3: Ausnahme bei der Entgeltregulierung (Anhang III) 

Regulierung des Zugangs zur entbündelten Glasfaser, aber

Keine Entgeltregulierung auf Kostenbasis, wenn:

• Multi-Fiber Ko-Investment, SMP-Operator mit mindestens einem 
weiteren Partner

• Nicht-exklusives Projekt, das weiteren Interessenten die Teilnahme zu 
denselben Bedingungen erlaubt

• Alle Ko-Investoren haben Zugang zu der gemeinsam errichteten 
Infrastruktur zu denselben Bedingungen (SMP-Operator und die 
anderen)
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Für die Migrationsphase von existie-
renden Kupfer basierten Anschluss-
netzen zu NGA Netzen sollen die e-
xistierenden Auflagen zur Nutzung 
der alten Infrastrukturen bestehen 
bleiben, es sei denn, es wird eine 
Vereinbarung zur Migration zwischen 
dem marktbeherrschenden Betreiber 
und allen Nutzern seiner Infrastruktur 
abgeschlossen. Ohne eine solche 
Vereinbarung muss die Schließung 
von Standorten bzw. der Abbau von 
Infrastrukturen 5 Jahre im Voraus an-
gekündigt werden. Dieser Zeitrahmen 
kann reduziert werden, wenn voll ä-
quivalenter aktiver Zugang am Über-
gabepunkt zur Verfügung steht – si-
cher ein Punkt permanenter Diskus-
sion. Die NRAs sollen einen transpa-
renten Rahmenplan für den Über-
gang vom Kupfernetz zu einem NGA 
Netz bereitstellen und für eine recht-
zeitige Information der betroffenen 
Netzbetreiber Sorge tragen, wenn be-
stehende Zusammenschaltungspunk-
te geschlossen werden sollen.  

Wichtig sind auch die Vorschläge zur 
Entgeltregulierung im Anhang I. Dort 
wird vorgeschlagen, die Gebiete für 
wirtschaftlich replizierbare und nicht 
replizierbare Infrastrukturen zu identi-
fizieren und dort ggf. unterschiedliche 
Preisfestsetzungsprinzipien anzuset-
zen mit dem Ziel, in jedem Fall auch 
für die nichtreplizierbaren Assets 
wettbewerbsähnliche Bedingungen 
zu schaffen. Hierbei kann die unsi-
chere Höhe eines zu erwartenden 
ARPU einen Risikozuschlag beim 
WACC rechtfertigen. Dabei sollen die 
Entgelte nicht aus geographischen 
Durchschnittswerten festgelegt wer-
den. Wie bereits erwähnt wird das Ri-
siko für die passive Infrastruktur mit 
demselben Risiko wie bei der Kupfer-
infrastruktur angesetzt. Auch der Zu-
gang zum Kupfer-Subloop rechtfertigt 
kein höheres Risiko. Ein Risikozu-

schlag ist beim Zugang zum DP e-
benso gerechtfertigt wie beim ent-
bündelten Zugang zur Glasfaser 
(bzw. zur Glasfaser-TAL).  

Laufzeitrabatte können das Investiti-
ons-Risiko für das marktbeherr-
schende Unternehmen senken, aber 
auch durch dieses missbraucht wer-
den. Sie sind daher nur zulässig, 
wenn der Preisnachlass ausschließ-
lich das geringere Risiko widerspie-
gelt und ein ausreichender Preisab-
stand zu den Retail-Preisen des 
Marktbeherrschenden sichergestellt 
ist.

Auch die frühzeitige Abnahme großer 
Volumina reduziert das Investitionsri-
siko. Den damit verbundenen Miss-
brauchsmöglichkeiten soll hier eben-
falls durch Auflagen vorgebeugt wer-
den: Ein Volumenrabatt ist daher nur 
zulässig, wenn er pro MPoP berech-
net und allen dort Zugang suchenden 
diskriminierungsfrei angeboten wird, 
ausschließlich die Reduktion des In-
vestitionsrisikos berücksichtigt und 
wenn ein ausreichender Abstand zu 
den Retail-Preisen des Marktbeherr-
schenden besteht. 

Der Zugang zu den passiven Infra-
strukturen muss auch für Wettbewer-
ber unter völlig gleichen Bedingungen 
wie für den Marktbeherrschenden 
möglich sein. Dies wird in Anhang II 
detailliert. Hierzu gehört insbesondere 
die Transparenz an Information über 
die bestehenden Infrastrukturen und 
deren Auslastung. Diese sollten über 
Datenbanksysteme zugänglich ge-
macht werden. Auch soll der Bestell- 
und Bereitstellungsprozess intern wie 
für externe gleich ablaufen und gleich 
lang benötigen. Service Level 
Agreements sollen dies zu überwa-
chen helfen und zu angemessenen 
Pönalen führen, wenn sie nicht ein-
gehalten werden. Die NRA ist an-

gehalten, dies regelmäßig zu kontrol-
lieren und aufkommende Streitfälle 
schnell zu lösen.  

Viele dieser Ansätze scheinen in der 
Theorie schlüssig, allein stellt sich die 
Frage von deren Umsetzung in der 
Praxis. Zudem werden hier nur die 
Fragestellungen behandelt, bei denen 
das marktbeherrschende Unterneh-
men in den Ausbau von NGA eintritt 
und ggf. Partnerschaften mit anderen 
Investoren eingeht. Wenn in einzel-
nen Gebieten andere Investoren auf-
treten und NGA Netze aufbauen, fal-
len diese aus dem Rahmen dieser 
Empfehlung heraus und könnten 
gleichwohl regionale Monopole auf-
bauen. Sie sind derzeit nicht reguliert. 
Diese wären nur dann adressierbar, 
wenn für sie von der Definition natio-
naler Märkte abgegangen und geo-
graphisch differenziert würde, oder 
aber, wenn sie in eine Co-Investment 
Partnerschaft mit dem marktbeherr-
schenden Unternehmen eintreten 
würden. Gleichfalls würde die An-
nahme öffentlicher Fördermittel i.d.R. 
Auflagen zu entbündelten Angeboten 
bedingen. Es wird daher nur derjeni-
ge nicht reguliert, der ohne einen 
marktbeherrschenden Partner als Ko-
Investor und ohne öffentliche För-
dermittel auskommt.

Damit bleibt zu bewerten, ob die hier 
gesetzten Rahmenregeln Anreize ge-
ben und regulatorische Sicherheit 
schaffen, Investitionen in den NGA 
Netzausbau zu motivieren und zu för-
dern, insbesondere auch außerhalb 
der Ballungsgebiete. Dies bleibt un-
gewiss. Zum einen deshalb, weil erst 
die endgültige NGA Empfehlung den 
Rahmen genau festlegen wird und 
zum anderen deshalb, weil erst die 
regulatorische Praxis in den einzel-
nen Ländern anschließend zeigen 
wird, inwieweit die Ausnahmen von 
der bestehenden Regulierung bei Inf-
rastrukturteilung und die Höhe regu-
lierter Entgelte bzw. die Höhe des 
hierbei angewendeten Risikozu-
schlags Investitionen in der beste-
henden Wirtschaftskrise bei dem 
marktbeherrschenden Unternehmen 
und alternativen Investoren/ Wettbe-
werbern anregen können. Das derzei-
tige Verhalten der DT AG ist eher 
abwartend und wenig ermutigend. 

Thomas Plückebaum

                                                          
1 Dies würde voraussetzen, dass zuvor paral-

lel eine Glasfaserinfrastruktur in freie oder 
neue Rohrzüge installiert wurde und die 
Kunden auf diese migriert wurden. 

2 Vgl. z.B. Elixmann, Ilic, Neumann, Plücke-
baum, The Economics of Next Generation 
Access, Brüssel, 2008,  
http://www.wik.org/content_e/ecta/ECTA%2
0NGA_masterfile_2008_09_15_V1.pdf 

3 Indefeasible Rights of Use 

Abbildung 4: Ausnahme bei der Regulierung von NGA (Anhang III) 

Abwesenheit beträchtlicher Marktmacht (SMP), wenn:

• Multi-Fiber Ko-Investment, SMP-Operator mit mindestens zwei weiteren 
Partnern und einem CA-TV Betreiber im Markt, sonst drei weitere Partner

• Alle Ko-Investoren haben Zugang zu der gemeinsam errichteten 
Infrastruktur zu denselben Bedingungen (SMP-Operator und die anderen)

• Ko-Investoren stehen in effektivem Endkundenwettbewerb zueinander

• Ko-Investoren errichten ausreichend Leerrohre zu kostenorientierten 
Preisen für Dritte

• Ko-Investoren bieten vergleichbare Wholesale NGA-Produkte zur Migration, 
wenn bestehende POI (HVT) abgebaut werden

- Keine Regulierung
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Preisstrategien von Incumbents und  
Wettbewerbern im Briefmarkt 

Das Ende der Exklusivlizenz der 
Deutschen Post AG (DPAG) im Jahr 
2008 bedeutete für den deutschen 
Postmarkt nicht nur die vollständige 
Öffnung des Briefmarkts für den 
Wettbewerb. Damit einher ging auch 
das Ende der Ex-Ante-Preiskontrolle 
für Massensendungen (ab 50 Stück 
Einlieferungsmenge), die mehr als die 
Hälfte der gesamten Briefmenge 
Deutschlands darstellen. Diese ver-
änderten Rahmenbedingungen er-
lauben deutliche Veränderungen der 
Preispolitik sowohl auf Seiten der 
Wettbewerber als auch bei der 
DPAG. Die Befassung mit Preisstra-
tegien ist daher von besonderem Inte-
resse.

Vor diesem Hintergrund führt das 
WIK eine Studie mit folgenden Zielen 
durch: a) Bestandsaufnahme und Ka-
tegorisierung von Preisstrategien im 
europäischen Briefmarkt, b) Diskus-
sion der möglichen zukünftigen Ent-
wicklungen wettbewerblicher Preis-
strategien im deutschen Briefmarkt 
sowie c) Erörterung etwaiger regula-
torischer Problemfelder. 

Ökonomische Grundlagen 
von Preisstrategien 
Grundsätzlich lassen sich Preisstra-
tegien für einzelne Produkte in ver-
schiedene Kategorien einordnen. Zu-
nächst müssen Unternehmen Strate-
gien zur Preispositionierung ihrer 
Produkte wählen, in der Regel bei 
Einführung dieses Produktes. Produk-
te hoher Qualität können entweder 
hochpreisig als Premium-Angebot 
oder zu einem niedrigen Preis in ei-
nem guten Preis-Leistungs-Verhältnis 
angeboten werden. Letzteres be-
zeichnet man als Mehrwert-Strategie. 
Unternehmen, die dagegen ein Pro-
dukt niedriger Qualität anbieten, ver-
folgen eine Hochpreis-Strategie, 
wenn sie es zu einem hohen Preis 
anbieten, oder eine Tiefpreis- oder 
Dumping-Strategie, wenn sie es zu 
einem niedrigen Preis anbieten. 

Im Laufe des Produktlebenszyklus 
kann es Situationen geben, in denen 
Unternehmen Preisänderungen vor-
nehmen. Preissenkungen oder -er-
höhungen können dabei entweder 
freiwillig initiiert sein, oder durch das 
Verhalten von Kunden oder Wettbe-
werbern erzwungen werden. 

Ebenso können Unternehmen Preise 
individualisieren um verschiedene 
Zahlungsbereitschaften der Kunden 

abzuschöpfen, die Preissetzung kos-
tenorientierter zu gestalten, Kapazitä-
ten auszulasten, die Kundenbindung 
zu fördern oder aber Wettbewerber 
zu verdrängen. Bei einer Preisindivi-
dualisierung passen Unternehmen ih-
re Preise unterschiedlichen Kunden-
segmenten, verschiedenen Leis-
tungs- oder Ausstattungsmerkmalen 
des Produktes, der Höhe der abge-
nommenen Menge oder des getätig-
ten Umsatzes, sowie verschiedenen 
räumlichen Lagen oder Zeiten an. 

Preisstrategien von Incum-
bents
Auf Basis der zuvor dargestellten 
theoretischen Kategorien haben wir 
Briefprodukte europäischer Post-
dienstleister auf die in ihnen ent-
haltenen Preisstrategien hin unter-
sucht. Die Ergebnisse belegen, dass 
Incumbents bei ihrer Preispositionie-
rung grundsätzlich entweder Premi-
um- oder Mehrwert-Strategien verfol-
gen (bzw. Mischformen der beiden 
Strategien) festgestellt werden. Da-
gegen verfolgen Wettbewerber im 
Allgemeinen Mehrwert- und/oder Tief-
preis-Strategien. 

Funktionsrabatte 

Incumbents setzen vielfältige Preis-
differenzierungen ein. Weit verbreitet 
sind Mengenstaffelungen des Tarif-
systems oder die Gewährung von 
Funktionsrabatten für die Übernahme 
der Sendungsvorbereitung (z.B. Ma-
schinenlesbarkeit, verschiedene Gra-
de der Vorsortierung) durch die Kun-
den.

Royal Mail unterscheidet bei ihren 
Produkten „Cleanmail“, „Mailsort“ und 
„Walksort“ bezüglich der Maschinen-
lesbarkeit der Sendungen zwischen 
nicht maschinenlesbaren Sendungen 
und Sendungen, bei denen der Kun-
de die Maschinenlesbarkeit der Ad-
resse gewährleistet (OCR, optical 
character recognition) oder die Sen-
dung barcodiert (CBC). Zudem be-
lohnt das Preissystem von Royal Mail 
Vorsortierung stark und sieht Nach-
lässe für fünf Grade der Vorsortierung 
vor: ‚geordnete’ Sendungen; Sen-
dungen die auf 120, 700 oder 1.400 
„delivery selections“ (Sortierfächer) 
sortiert wurden oder aber Sendungen, 
die bereits auf Gangfolge (d.h. in Rei-
henfolge der Adressen entlang der 
Route des Zustellers) sortiert wurden. 
Royal Mail gewährt Kunden für die 

Übernahme der Sendungsvorberei-
tung bis zu 45% Rabatt auf den Aus-
gangspreis. 

La Poste unterscheidet bei ihren 
Produkt „Destineo Intégral“ für adres-
sierte Werbe- und Massensendungen 
bis zu einem Gewicht von 350 g bis 
zu vier verschiedene Vorsortierungs-
stufen. Der höchste Nachlass wird für 
Sendungen erzielt, die nach Zustell-
stützpunkten vorsortiert eingeliefert 
werden. Durch die Vorsortierung sind 
Rabatte von bis zu 31,5 % möglich. 

Die DPAG unterscheidet bei ihren 
Produkt „Infopost“ (Werbesendungen) 
zwischen Sendungen, die nach Post-
leitzahlen, nach Leitregionen (1. und 
2. Stelle der PLZ) oder nach Leitbe-
reichen (1. Stelle der PLZ) vorsortiert 
sind. Dafür gewährt sie ihren Kunden 
einen maximalen Rabatt von 8 %. 

Preisdifferenzierung nach Inhalt der 
Sendungen 

Die preisliche Differenzierung zwi-
schen Individualsendungen und in-
haltsgleichen Sendungen ist bei den 
Incumbents der großen westeuropäi-
schen Länder traditionell sehr verbrei-
tet (z.B. SE, IT, DE). Hierbei werden 
unterschiedliche Preise für Sendun-
gen berechnet, die sich lediglich be-
züglich ihres Inhaltes voneinander un-
terscheiden, jedoch nicht zwangsläu-
fig unterschiedliche Transport- oder 
Zustellkosten verursachen. Dieses 
Vorgehen zielt auf eine Ausnutzung 
der unterschiedlichen Preiselastizitä-
ten von Kundengruppen ab, um ins-
besondere den Absatz bei preissen-
siblen Werbekunden zu erhöhen. Sie 
zahlen für die Zustellung ihrer Wer-
bung weniger als die Versender z.B. 
von Rechnungen, deren Nachfrage 
weniger elastisch ist (Ramsey-
Preise).

Poste Italiane bietet für adressierte 
Massenbriefsendungen das Produkt 
„Posta Massiva“ an. Bei diesem Pro-
dukt differenziert Poste Italiane zwi-
schen inhaltsgleichen und Sen-
dungen mit verschiedenem Inhalt. 
Durch diese Differenzierung erhalten 
Werbekunden einen maximalen 
Preisvorteil von lediglich 5,6 %. 

Die DPAG bietet neben Individual-
sendungen das Produkt „Infobrief“, für 
Versender inhaltsgleicher Sendungen 
an (Mindesteinlieferungsmenge: 50 
Stück). Diese Kunden erhalten da-
durch einen Preisvorteil von bis zu 
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36 % gegenüber dem Versand von 
Standardbriefen. 

Zonenpreise 

Räumliche Differenzierungen der 
Preise für Briefsendungen in Abhän-
gigkeit von der Zustellzone der Sen-
dungen (Zonenpreise) sind zuneh-
mend üblich. Bei dieser Form der 
Preisdifferenzierung zahlen Kunden 
höhere Preise für Gebiete, in denen 
die Zustellkosten höher sind (z.B. im 
ländlichen Raum), und weniger in 
Gebieten mit geringeren Zustellkos-
ten. Diese Zonenpreise werden je-
doch nur bei Großkunden angewen-
det. Ferner sind bei vielen europäi-
schen Incumbents Preisnachlässe für 
die Inkaufnahme längerer Brieflauf-
zeiten gebräuchlich. Die Auswahl 
zwischen verschiedenen Laufzeiten 
haben Kunden oftmals nur bei eini-
gen Produkten (i.d.R. Werbesendun-
gen).

Posten AB bietet bei seinem Produkt 
„Adressed Direct Mail“ Sendungen 
mit dem Zustellziel „Metropolitan“, 
d.h. Sendungen in die 19 größten 
schwedischen Städte, pro Stück um 
SEK 0,40 günstiger an als Sendun-
gen in das übrige Land (Zustellzone: 
„National“). In Zeiten hohen Verkehrs-
aufkommens („high-traffic-Phasen“) 
wird ein zusätzlicher Peak-Time-
Zuschlag in Höhe von SEK 0,13 bis 
0,16 pro Stück verlangt. 

Royal Mail unterteilt seine Tarife für 
„Access-Produkte“ (Netzzugangs-
Produkte) seiner Tochter Royal Mail 
Wholesale in fünf verschiedene Zo-
nen (A bis E). Dabei ist jede Postleit-
zahl einer dieser fünf Zonen zugeord-
net. Die Preise für dasselbe Access-
Produkt unterscheiden sich dabei 
(laut Royal Mail) in Abhängigkeit von 
den Zustellkosten der Zone, in der 
das Versandstück zugestellt wird. 
Dabei ergeben sich Preisunterschie-
de von bis zu 51,4 % zwischen Zone 
A und Zone E. 

Für die Produkte „Postvertriebsstück“ 
und „Pressesendung“ berechnet die 

die DPAG seit dem Jahr 1997 geo-
grafisch differenzierte Preise: Die va-
riablen Entgelte für Sendungen des 
Regelversandes werden in Ballungs-
räumen um 25 % reduziert und in 
Landräumen um 8 % heraufgesetzt. 
In den Zwischenzonen berechnet sie 
das Standardporto für diese Sendun-
gen.

Preisstrategien von Wettbewerbern 

Nach unseren Recherchen haben 
Wettbewerber (Entrants) in Briefmärk-
ten weniger differenzierte Preisstruk-
turen. Eine Ursache dafür ist, dass 
viele Entrants gar keine allgemeinen 
Preislisten veröffentlichen, und spezi-
fische Konditionen mit einzelnen 
Kunden aushandeln. Diese Unter-
nehmen sind wesentlich kleiner als 
Incumbents und haben weniger Kun-
den, so dass weniger Standardisie-
rung bei der Preisbildung erforderlich 
ist.

Insbesondere in Deutschland über-
nehmen die Wettbewerber weitge-
hend die Produktstruktur des Incum-
bent und differenzieren (wie die 
DPAG) zwischen Individualsendun-
gen und inhaltsgleichen Sendungen 
und somit zwischen „Normal-Ver-
sendern“ und Werbekunden vom In-
cumbent.

Verschiedene Wettbewerber der 
DPAG (wie Citipost, City Mail und die 
Morgenpost) bieten „Inhaltsgleiche 
Sendungen“ im Vergleich zu „Indivi-
dualsendungen“ um bis zu 54,5 % 
günstiger an. Bei allen Unternehmen 
ist eine Mindesteinlieferungsmenge 
von 50 Stück für inhaltsgleiche Sen-
dungen notwendig, um diese Preis-
vorteile nutzen zu können. 

Der deutsche Wettbewerber Arriva
bietet mit seinem Produkt „Test-Flat“ 
eine neue Tarifvariante für Briefsen-
dungen an. Dabei können sich Neu-
kunden, die sich bis zum 31. August 
2009 registriert haben für ein be-
stimmtes Briefvolumen einen Fest-
preis sichern. Beispielsweise können 
300 Briefe für einen Festpreis von 

€ 100 (zuzüglich MwSt.) versand 
werden. Dies entspricht einem Stück-
preis von € 0,40 (inkl. MwSt.). Zuge-
stellt werden dabei alle Briefe, die 
den Arriva Formaten und Gewichten 
(bis 1.000g) entsprechen. 

Ausblick und mögliche 
Problemfelder
Wie in anderen europäischen Län-
dern könnte in Zukunft auch in 
Deutschland vermehrt eine zonale 
Preisdifferenzierung angewandt wer-
den. Aus regulatorischer Sicht ist eine 
kritische Beurteilung dieser Zonen-
preise nur im Einzelfall möglich. 
Grundsätzlich besteht bei Zonenprei-
sen ein Spannungsfeld zwischen 
Kostenorientierung und Wettbewerbs-
behinderung: Diese Preise können 
stärker kostenorientiert sein, wenn sie 
den tatsächlichen regionalen Unter-
schieden bei den Zustellkosten ent-
sprechen, und geben somit effiziente 
Preissignale. Andererseits können sie 
den Wettbewerb behindern, wenn In-
cumbents gezielt niedrigere Preise in 
einzelnen Gebieten fordern, um ihre 
Wettbewerber in diesem Gebieten zu 
verdrängen. 

Des weiteren ist für Deutschland zu 
erwarten, dass sowohl die DPAG als 
auch ihre Wettbewerber Kunden ver-
stärkt individuelle Angebote machen. 
Dadurch steigt die Intransparenz im 
Markt nicht nur für Kunden, sondern 
auch bezüglich der Preisaufsicht. In-
folge dieser Intransparenz ist ein et-
waiger Missbrauch bei der Preisbil-
dung schwerer ermittelbar. Hier stellt 
sich die Frage, ob die Rechte der 
Bundesnetzagentur zur Einsichtnah-
me in Verträge und damit ihre Kon-
trollmöglichkeiten ausreichend sind. 
Derzeit steht ihr lediglich das Recht 
zu, die Vorlage von Verträgen zu ver-
langen, die sich auf Teilleistungen 
beziehen. 

Petra Junk 

Smart Metering 
Einführung 
In vielen Ländern Europas wird der-
zeit der Einsatz intelligenter Strom- 
und Gaszähler, sog. Smart Meter, vo-
rangetrieben. In einem jüngst publi-
zierten Diskussionsbeitrag des WIK1

werden die Erfahrungen von vier eu-
ropäischen Ländern dargestellt, die 
direkt oder indirekt den Beschluss ge-
fasst haben, intelligente Zähler flä-

chendeckend einzuführen. Am Bei-
spiel der Niederlande, Großbritan-
niens, Italiens und Schwedens wird 
aufgezeigt, auf welche Art und Weise 
diese Länder die Einführung voran-
treiben. Aus den Erfahrungen der vier 
beschriebenen Länder, die einen 
vollständigen Roll-Out beschlossen 
haben bzw. kurz vor dessen Ab-
schluss stehen, sowie einigen grund-

sätzlichen wohlfahrtstheoretischen 
Überlegungen lassen sich Rück-
schlüsse für die Einführung intelligen-
ter Zähler in Deutschland ziehen.  

Die Liberalisierung des Messstellen-
betriebs erfolgte hier mit der Reform 
des Energiewirtschaftsgesetzes 2005 
während die Messung 2008 freigege-
ben wurde. Das derzeitige Marktde-
sign in Deutschland entspricht daher 
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einem wettbewerblichen Ansatz mit 
Elementen gesetzlicher Vorgaben zur 
Installation intelligenter Zähler. Dabei 
werden insbesondere die Vorgaben 
der europäischen Energieeffizienz-
richtlinie umgesetzt. 

Wohlfahrtstheoretische
Überlegungen
Zunächst soll untersucht werden, wie 
sich die Alternativen eines gesetzlich 
vorgeschriebenen und eines freiwilli-
gen, marktgetriebenen Roll-Outs 
wohlfahrtstheoretisch auswirken. Aus 
einer statischen Perspektive heraus 
ergeben sich durch einen gesetzlich 
vorgeschriebenen Roll-Out Wohl-
fahrtsverluste im Vergleich zur Markt-
lösung, d.h. einem geöffneten Markt 
für Zähl- und Messwesen ohne kon-
krete Vorgaben zum Einbau intelli-
genter Zähler (vgl. Abbildung 1), so-
lange aus Seiten der Verbraucher In-
formationsdefizite bezüglich der zu 
erwartenden Nutzen durch intelligente 
Zähler bestehen. 

Bei einer Marktlösung wird die Menge 
xopt zum Preis popt nachgefragt. Die 
Konsumentenrente entspricht dem 
Dreieck ABI während die Produzen-
tenrente der Fläche zwischen der 
Grenzkostenkurve (GK) und der 
Preisgeraden entspricht (HB). Bei ei-
nem 100%igen Roll-Out, d.h. der ge-
setzlichen Ausweitung der Menge auf 
xmax ergäbe sich zusätzlich negative 
Konsumenten- bzw. Produzentenren-
te in der Höhe BCD bzw. BDE. 

Dieser Betrachtung liegt allerdings zu 
Grunde, dass die Zahlungsbereit-
schaften der Nachfrager (ausgedrückt 
in der inversen Nachfragekurve N) 
nicht für alle Konsumenten ausreicht, 
um mit einer Marktlösung eine flä-
chendeckende Einführung zu errei-
chen. Bestehen Informationsmängel 
der Nachfrager über den Nutzen von 
Smart Metern, so ist es durchaus 
möglich, dass die Zahlungsbereit-
schaften nur dadurch zu niedrig sind, 
dass die Konsumenten den tatsächli-
chen Nutzen der intelligenten Zähler 
nicht kennen. In diesem Falle läge ein 
Marktversagen vor. Es bestehen zwei 
Alternativen zu dessen Beseitigung. 
Entweder es gelingt, die Nachfrager 
so zu informieren, dass ihre Zah-
lungsbereitschaft entsprechend an-
steigt und die Nachfragefunktion sich 
entsprechend verschiebt (N*). In die-
sem Fall wären sowohl Konsumen-
ten- als auch Produzentenrente 
durchweg positiv. Diese Alternative ist 
allerdings zeitintensiv. Auf der ande-
ren Seite können auf der Grundlage 
einer Kosten-Nutzen-Analyse konkre-
te Vorgaben zum Roll-Out gemacht 
werden, so dass die Konsumenten 
quasi ex-post die Vorteile von Smart 

Metering erkennen (z.B. Stromver-
brauchssenkungen, CO2-Einsparung-
en etc.) und die entsprechende Zah-
lungsbereitschaft an den Tag legen. 
Bei beiden Alternativen ist allerdings 
nicht sichergestellt, dass die Zah-
lungsbereitschaft tatsächlich für jeden
Kunden ansteigt. 

Internationale Erfahrungen  
Die angestellten Überlegungen wer-
den durch Erfahrungen in Ländern mit 
liberalisiertem Messwesen bestätigt. 
So hat sich gezeigt, dass die Liberali-
sierung des Zähl- und Messwesens 
nicht per se die großflächige Einfüh-
rung intelligenter Zähler mit sich 
bringt. In den Niederlanden und 
Großbritannien, die die entsprechen-
den Märkte noch vor Deutschland li-
beralisiert haben, bestanden zu ge-
ringe marktimmanente Anreize, um 
Investitionen in großem Umfang aus-
zulösen.2 Deutschland ist neben den 
beiden genannten Staaten das einzi-
ge Land in Europa mit einem liberali-
sierten Markt im Bereich des Zähl- 
und Messwesens. Der deutsche An-
satz ist von seiner Idee dabei am e-
hesten mit dem (ursprünglichen) nie-
derländischen Modell zu vergleichen, 
bei dem die Initiative zur Installation 
von Smart Metern zunächst vom End-
kunden ausgehen soll. In den Nieder-
landen war eine Hauptursache für 
das Scheitern allerdings das geringe 
Interesse der Endkunden.3

In Schweden und Italien, die den Roll-
Out im Strombereich schon abge-
schlossen haben (Schweden) bzw. 
sehr weit vorangeschritten sind (Ita-
lien) ist das Zähl- und Messwesen 
dagegen nicht liberalisiert, sondern 
unterliegt einer Regulierung. Die flä-

chendeckende Einführung dort ist 
daher nicht direkt auf Deutschland 
übertragbar. Dennoch ist Schweden 
das Land, das den Netzbetreibern die 
größten Freiheiten bezüglich der ein-
zusetzenden Technologie gewährt, 
da es dort lediglich eine Vorschrift zur 
Pflicht monatlicher Abrechnungen gibt 
aber keine konkreten Anforderungen 
an die Zählertechnologie gestellt wer-
den. Eine solche Vorgehensweise er-
möglicht allerdings einen Technolo-
giewettbewerb.  

Ein Roll-Out vor dem Hintergrund mit 
Deutschland vergleichbarer Markt-
strukturen hat bisher gleichwohl noch 
in keinem Land stattgefunden. Die 
Niederlande haben das wettbewerbli-
che Marktdesign des Zähl- und Mess-
marktes zum Zwecke der breitflächi-
gen Einführung von Smart Metern auf 
ein reguliertes System umgestellt. In 
Großbritannien bleibt sehr wahr-
scheinlich der wettbewerbliche Cha-
rakter des Marktes erhalten, d.h. es 
bleiben nach dem favorisierten Ent-
wurf der Regierung weiterhin die Ver-
triebsunternehmen für Zähl- und 
Messdienstleistungen zuständig. Da-
für wurde allerdings ein recht langer 
Einführungszeitraum (10 Jahre) an-
gesetzt. Ob die flächendeckende Ein-
führung auf dieser Grundlage erfolg-
reich durchgeführt werden kann, 
bleibt abzuwarten. 

Rückschlüsse für Deutsch-
land
Sowohl in den Niederlanden als auch 
in Großbritannien wurden zuvor eine 
oder mehrere Kosten-Nutzen-Analy-
sen durchgeführt, auf deren Grundla-
ge die flächendeckende Einführung 
beschlossen wurde. Eine solche Vor-

Abbildung 1: Wohlfahrtstheoretische Wirkungen verschiedener Roll-Out-Alterna-
tiven
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gehensweise erscheint auch für 
Deutschland sinnvoll. Grundsätzlich 
ist die politische Entscheidung zu tref-
fen, ob schnell eingeführt werden soll, 
was aus den hier beschriebenen 
Ländererfahrungen nur durch konkre-
te Vorgaben zu bewerkstelligen 
scheint, oder ob den Marktakteuren 
und somit dem Wettbewerb überlas-
sen wird, wann und wie schnell es zu 
einer Einführung kommt.  

In Deutschland stellt sich die Situation 
nicht eindeutig dar. Zum einen treiben 
die Unternehmen (Netzbetreiber, 
Messstellenbetreiber, Vertriebsunter-
nehmen) die Entwicklung selbständig 
voran. So gibt es mittlerweile eine 
Vielzahl von Pilotprojekten unter-
schiedlicher Größe, die die Chancen 
von Smart Metern austesten. Zudem 
scheint durchaus eine positive Zah-
lungsbereitschaft der Verbraucher für 
die Technologie vorhanden zu sein.4
Ein großes Hindernis dürfte allerdings 
die noch sehr weit verbreitete Un-
kenntnis über intelligente Zähler und 
deren Fähigkeiten sein. So gaben in 
einer aktuellen Befragung 99% der 
Privatkunden an, den Begriff Smart 
Meter noch nicht gehört zu haben.5

Bei der Beibehaltung des Marktme-
chanismus ist insbesondere darauf zu 
achten, dass Interoperabilität gewähr-
leistet wird. Dies bedeutet zum einen, 
dass ein einheitliches Datenformat zu 
verwenden ist. Dieser Anforderung 
wird derzeit durch das laufende Fest-
legungsverfahren der Bundesnetz-
agentur entsprochen. Zum anderen 
sollten ebenso einheitliche Schnitt-
stellen definiert werden, so dass die 
Zähler in jedem beliebigen Netzgebiet 
einsetzbar sind. Nur so wird die 
Grundlage für einen funktionierenden 
Wettbewerb geschaffen. Inwiefern in 
einem wettbewerblichem Regime ei-
ne schnelle flächendeckende Einfüh-
rung erreicht werden kann, hängt wei-
terhin davon ab, wie schnell es ge-
lingt, Informationsmängel beim Kun-
den zu beseitigen. Weiterhin ist da-
von auszugehen, dass es bei einer 
marktgetriebenen Einführung für die 
Unternehmen tendenziell schwieriger 
sein dürfte, Größenvorteile zu ver-
wirklichen als bei einer verpflichten-
den flächendeckenden Einführung, 
bei der jeweils ein Unternehmen für 
ein bestimmtes Gebiet zuständig wä-
re.6

Sollen konkrete Zeitvorgaben für die 
100%ige Einführung von Smart Me-
tern getroffen werden, so sollten ein-
heitliche technische Mindestanforde-
rungen definiert werden, so wie dies 
in den Niederlanden, Großbritannien 
und Italien praktiziert wurde, um Inte-
roperabilität zu gewährleisten. Die 
Auflagenlösung ist allerdings, wie o-
ben dargestellt, nur dann annähernd 
allokativ effizient, wenn dadurch ex 
post Informationsmängel beseitigt 
werden, die vor der Einführung der in-
telligenten Zähler tatsächlich bestan-
den.

Handlungsempfehlungen
Konkrete Handlungsempfehlungen 
können nur dann abgegeben werden, 
wenn klare Ziele definiert sind. Be-
steht die politische Zielsetzung in ei-
ner raschen Einführung intelligenter 
Zähler, so kann aus den untersuchten 
internationalen Erfahrungen abgelei-
tet werden, dass eine Politik mit kon-
kreten Zeitvorgaben am effektivsten 
wirkt. In Deutschland könnte die 
Pflicht zum Einbau intelligenter Zäh-
ler, die ab dem 01.01.2010 nur für 
Neu- und größere Umbauten gilt, auf 
alle bestehenden Messeinrichtungen 
ausgeweitet werden. Dieses Vorge-
hen würde allerdings voraussetzen, 
dass ein positives Nutzen-Kosten 
Verhältnis besteht, das dem An-
schlussnutzer vorher aufgrund von In-
formationsmängeln nicht bekannt 
war. Dazu bedürfte es einer systema-
tischen wissenschaftlichen Untersu-
chung wie in Großbritannien und den 
Niederlanden. Eine Auflagenlösung 
besitzt allerdings den Nachteil, dass 
konkret definiert werden muss, was 
unter einem Smart Meter zu verste-
hen ist bzw. welche technischen Min-
destanforderungen an den Zähler ge-
stellt werden. Somit entscheidet letzt-
lich der Gesetzgeber und nicht der 
Markt, welche Technologie eingeführt 
wird. 

Besteht auf der anderen Seite die 
Zielsetzung darin, einen möglichst 
wettbewerblichen Markt zu installie-
ren, so sollte es diesem überlassen 
werden, ob und wann intelligente 
Zähler eingeführt werden. Der Ge-
setzgeber bzw. die Regulierungsbe-
hörde hat dann einen diskriminie-
rungsfreien Marktzutritt zu gewähr-
leisten, insbesondere durch die Defi-
nition einheitlicher Standards sowohl 

bezüglich Daten als auch Schnittstel-
len, um die Marktkräfte zu unterstüt-
zen. Weiterhin können durch entspre-
chende Aufklärung der Verbraucher 
Informationsmängel überwunden wer-
den. In diesem Falle ist allerdings 
damit zu rechnen, dass die Einfüh-
rung langsamer voranschreitet und 
möglicherweise kein 100%iger Roll-
Out erreicht wird. Technologischer 
Fortschritt könnte aber langfristig da-
zu führen, dass intelligente Zähler 
kostengünstiger werden als mecha-
nisch arbeitende Zähler. 

Letztlich ist es also eine Frage der 
Abwägung politischer Ziele, die ent-
sprechende konkrete Handlungsemp-
fehlungen nach sich ziehen. Es wird 
sich zeigen, ob der derzeit einge-
schlagene Weg eines wettbewerbli-
chen Marktes mit einzelnen gesetzli-
chen Vorgaben (für Neu- und Umbau-
ten, zeitabhängige Tarife etc.) aus-
reicht, um die ambitionierten Ziele der 
Bundesregierung7 zu erreichen (wo-
gegen die beschriebenen internatio-
nalen Erfahrungen und die ökonomi-
sche Theorie sprechen) oder ob 
schließlich nicht eine Reform des ge-
samten Marktmodells erfolgen muss, 
so wie dies in den Niederlanden ge-
schehen ist. Dann läge die Verant-
wortung in der Hand eines Unter-
nehmens, beispielsweise des Netz-
betreibers, das einer Regulierung un-
terliegen würde. Der Zählereinbau 
könnte auch, wie es ein britischer 
Vorschlag vorsieht, im Rahmen einer 
Ausschreibung oder Auktion regional 
an ein Unternehmen vergeben wer-
den.

Matthias Wissner 
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Die Ökonomie des NGA – Fortsetzung: 
Der Multi Fiber Ansatz 

Im Kontext der Kommentierung des 
Entwurfes der EU Kommission zu ei-
ner Empfehlung über den regulierten 
Zugang zu Next Generation Access 
(NGA) Netzen1 beauftragte die 
ECTA2 die WIK-Consult GmbH mit 
einer Nachfolgestudie über die wirt-
schaftlichen Randbedingungen für 
den Ausbau von Multi Fiber Architek-
turen, die auf den Methoden und Ver-
fahren der Vorgängerstudie aus dem 
Jahr 20083 aufsetzt. 

Der Multi Fiber Ansatz wurde im 
Herbst des vergangenen Jahres von 
der Swisscom in die europäische Dis-
kussion eingebracht. Die Idee ist, je-
den Haushalt zumindest auf dem letz-
ten Abschnitt des Anschlussnetzes 
von einem Verteilpunkt (DP: Distribu-
tion Point) zum Haushalt hin mit meh-
reren Fasern zu versorgen und diese 
dann auch anderen Anbietern zu ü-
berlassen. Diskutiert wird auch eine 
Übergabe der Fasern im Metropolitan 
Point of Presence (MPoP), in dem die 
konzentrierende Elektronik für den 
Zugang zum vermittelnden Netz 
steht, i.d.R. derzeit Ethernet Swit-
ches. Der von uns gewählte Ansatz 
für Multi Fiber hat 4 Fasern für jeden 
Haushalt und gleicht diesbzgl. dem 
der Swisscom. Er sieht wahlweise 
den Zugang zur Multi Faser am DP 
oder am MPoP vor. Während in der 
Studie 2008 die Situation in 6 europä-
ischen Ländern mit den NGA Archi-
tekturen FTTC und FTTH (Punkt-zu-
Punkt und Punkt-zu-Multipunkt 
(PON)) modelliert wurde, um deren 
Reichweite und Replizierbarkeit zu 
eruieren, konzentriert sich die aktuelle 
Untersuchung auf den FTTH Ansatz 
mit Punkt-zu-Punkt (P2P) und Punkt-
zu-Multipunkt (PON) Architektur am 
Beispiel von Deutschland (vgl. Abbil-
dung 1).  

Die Idee hinter dem Multi Fiber Aus-
bau ist, sich die Investitionen für den 
Glasfaserausbau mit anderen Mitbe-
werbern zu teilen und gleichzeitig 
durch das Angebot mehrerer unab-
hängiger Fasern für so viel Wettbe-
werb zu sorgen, dass sich eine Regu-
lierung des Anschlussmarktes erüb-
rigt4 – oder im Fall der Schweiz gar 
nicht erst entsteht. Das Teilen erfolgt 
aber dabei nicht über die Vermietung 
von einzelnen entbündelten Glasfa-
sern, sondern indem Interessenten 
einen Teil der Fasern im Ausbauge-
biet kaufen (z.B. 50%, d.h. 2 Fasern 
zu jedem Haushalt). Durch den Mehr-
faserausbau in einem Gebiet erhöhen 

sich zwar die Investitionen gegenüber 
einem Einzelfaserausbau, aber sie 
vervielfachen sich nicht entsprechend 
der Faserzahl, so dass die Investoren 
in dem Gebiet jeweils weniger inves-
tieren, als wenn sie das Gebiet alleine 
ausgebaut hätten. Das Grundprinzip 
zeigt Abbildung 2. Es verringern sich 
die Investitionen je Betreiber. Im Prin-
zip müsste sich dadurch die Reich-
weite des profitablen Ausbaus ver-
größern. Wie bereits unsere erste 
Studie gezeigt hat, wäre ein paralleler 
Ausbau von FTTH in nur wenigen 
ganz dicht besiedelten Gebieten wirt-
schaftlich, wenn überhaupt. 

Unsere Modellierung erfolgt Bottom-
up mit einem LRIC Ansatz, d.h. wir 
gehen im Grundsatz von einem Aus-
bau auf der grünen Wiese aus und 
bestimmen die benötigten Mengen 
Fasern, Kabel, Leerohre, Gräben, 
Standorte und Systeme. Die so ermit-
telte Infrastruktur ergibt unter Rück-
griff auf aktuelle Equipment-Preise, 
Tiefbaukosten etc. die Investitions- 
bzw. Kostenwerte. Wir berück-
sichtigen in dieser Modellierung den 
Fall des „First Mover“ ohne Berück-
sichtigung etwaiger Erlöse aus der 
Schließung von Standorten, die ein 
Incumbent u.U. erzielen könnte. Auch 

Abbildung 1: Multi Fiber Ansatz mit mehreren Fasern je Haushalt 
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Abbildung 2: Beispiel für eine Investitionsteilung bei Mehrfaserausbau 
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die Nutzung etwa vorhandener Leer-
rohre ist hier zu Wiederbeschaffungs-
kosten angesetzt. Das Modell be-
rechnet die Investitionen und Kosten 
für jeweils einen Investor. Die gesam-
ten Investitionen des Ausbaus erge-
ben sich aus den Summen der Ein-
zelwerte aller Investitionspartner. 
Dieser pekuniäre Zusammenhang gilt 
zumindest unter der idealisierenden 
Annahme, dass Investitionspartner ihr 
Netz zum Übergabepunkt genauso 
effizient ausbauen wie der Erstinves-
tor5.

In der Menge möglicher Partnerschaf-
ten beschränken wir uns auf die mit 
zwei und vier Investoren, die sich die 
Kosten üblicherweise entsprechend 
gleich teilen. Aus Vergleichsgründen 
berechnen wir zudem den Multi Fiber 
Fall (MF) mit nur einem Investor so-
wie den Single Fiber Fall (SF). Insge-
samt ergeben sich damit 14 Modelle 
in den in Tabelle 1 dargestellten 
Konstellationen.   

Der Vergleichsfall Einzelfaserausbau 
berücksichtigt keinen DP mit Schacht 
und Verteiler, wie er im Multifasermo-
dell jeweils vorgesehen ist, sondern 
nur einen Erdsplitter bei PON bzw. 
eine Abzweigmuffe bei P2P.  

Für die weitere Berechnung der Wirt-
schaftlichkeit der Varianten gehen wir 
von den gleichen Rahmenbedin-
gungen aus wie in der ersten Studie. 
D.h. die Kundendichte und ihre räum-
liche Verteilung ist unverändert in 
dieselben Cluster gegliedert (vgl. Ta-
belle 2) und auch die Annahmen für 
den ARPU sind unverändert (vgl. Ta-
belle 3). Wir beschreiben den Fall ei-
nes eingeschwungenen Marktzustan-
des nach einer Reihe von Jahren und 
vernachlässigen etwaige Anlaufver-
luste (Steady State Annahme). Die 
berechneten Ergebnisse sind also 
kostenkonservativ. Die Modellierung 
erfolgt clusterweise, so dass die Er-
gebnisse je Cluster unabhängig von-

einander sind und keine Quersubven-
tionen von attraktiveren Ausbaugebie-
ten in weniger attraktive angenom-
men wurden. Nur so lassen sich Aus-

sagen darüber ableiten, bis wohin ein 
Gewinn maximierender Netzbetreiber 
den Ausbau vorantreiben würde. 

Ein Vergleich der Investitionen für die 
ersten vier Cluster (18,4% der Bevöl-
kerung sind abgedeckt) bei einem 
einheitlich unterstellten Marktanteil 
von 50%6 zeigt zwischen dem Single 
Fiber und dem Multi Fiber Fall Mehr-
investitionen von 13% – 23% (vgl. 
Abbildung 3). Die höchste Steigerung 
erfährt naturgemäß der P2P Fall mit 
Übergabe am MPoP, da dort die 
größte Anzahl Fasern das weiteste 
Stück durch das Anschlussnetz aus-
gebaut werden muss. Deutlich wird 
auch, dass der Ausbau von P2P Net-
zen eine höheren Investition erfordert 
als der von PON Netzen und dass 
dieser Unterschied größer wird, wenn 
der Übergabepunkt der Fasern vom 
DP in den MPoP wandert. Das ist be-
dingt durch die größere Zahl Fasern, 
die im P2P Fall installiert werden 

Tabelle 1: Betrachtete Fallkonstellationen bei NGA FTTN Multi Fiber 

PON P2P

Modell/ 
Operator Übergabe DP Übergabe MPoP Übergabe DP Übergabe 

MPoP 

Single Fiber/ 1 - PON SF - P2P SF 

Multi Fiber/ 1 PON DP MF 
1OP

PON MPoP MF 
1OP

P2P DP MF 
1OP

P2P MPoP MF 
1OP

Multi Fiber/ 2 PON DP MF 
2OP

PON MPoP MF 
2OP

P2P DP MF 
2OP

P2P MPoP MF 
2OP

Multi Fiber/ 4 PON DP MF 
2OP

PON MPoP MF 
4OP

P2P DP MF 
4OP

P2P MPoP MF 
4OP

Tabelle 3: Umsatzannahmen je Kunde 

Type of subscriber Average revenue per  
subscriber (in €) 

Share of the total customer 
base (in %) 

Single Play 24.0 18.2 

Double Play 39.0 59.1 

Triple Play 49.0 13.6 

Business 54.0 9.1 

Total 39.0 100.0 

Quelle: WIK-C

Tabelle 2: Räumliche Verteilung der Kunden in Deutschland 

Germany 

Customer Base 
Cluster Type 

in mio. in % Accumulated % 

Dense Urban 0.12 0.2 0.2 

Urban 0.9 2.1 2.4 

Less Urban 4.9 11.3 13.7 

Dense Suburban 2 4.8 18.4 

Suburban 2.85 6.6 25.1 

Less Suburban 5.25 12.3 37.4 

Dense Rural 14.6 34.1 71.5 

Rural 12.2 28.5 100.0 

Total 42.83 100.0  

Quelle: WIK-C
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müssen. Dies sagt jedoch noch nichts 
über den Profitabilitätsunterschied der 
beiden Architekturen aus. Verdoppelt 
bzw. vervierfacht man die In-
vestitionen für den jeweiligen Fall mit 
2 oder 4 Netzbetreibern, sind die in 
Summe getätigten Investitionen der 
Betreiber immer deutlich höher als die 
des Multi Fiber Falles mit einem Ope-
rator. Dies ist durch die variablen 
Kosten je Kunde begründet, die im 
Ein-Betreiberfall entsprechend gerin-
ger ausfallen.  

Wesentliche Aussage des Modells ist 
der kritische Marktanteil je Cluster, ab 
dem unter den gegebenen Annah-
men der Ausbau wirtschaftlich renta-
bel wird. Es ist dies der Punkt, ab 
dem die Kosten je Kunden dem Um-
satz je Kunde (ARPU) gleichen. Die-
ser bildet die Profitabilitätsgrenze. Je 
niedriger der kritische Marktanteil ist, 
desto profitabler ist die Investition,  
desto einfacher kann ein entspre-
chender Marktanteil auch wirklich er-
reicht werden. In unseren für 
Deutschland vorgenommenen Be-
trachtungen haben wir angenommen, 
dass maximal ein Marktanteil am ins-
gesamt adressierbare Markt von 80% 
für einen Breitband Festnetzanbieter 
erreicht werden kann. Den verblei-
benden Rest (20%) bilden reine Mo-
bilfunk- und reine CA-TV Kunden so-
wie Personen, die überhaupt keinen 
Telekommunikationsanschluss nut-
zen. Im Fall mehrerer Anbieter im 
Markt, wie es ja beim Multi Fiber An-
satz die Regel sein sollte, müssen 
sich alle Anbieter diesen erreichbaren 
Marktanteil teilen, d.h. die Summe ih-
rer Marktanteile darf 80% nicht über-
schreiten und jeder muss zumindest 
über den kritischen Marktanteil verfü-
gen, um profitabel zu sein – es sei 
denn, er generiert noch zusätzliche 
Erträge außerhalb dieses Modells7.

In den Ergebnisdarstellungen zum kri-
tischen Marktanteil tragen wir diesen 
über der Bevölkerung auf, wobei wir 
die Werte nach Clustern in abfallen-
der Haushaltsdichte angeben, d.h. wir 
beginnen mit dem Wert für den am 
dichtesten besiedelten Cluster, der 
0,2% der Bevölkerung abdeckt, und 
schließen mit dem nächst dichtesten 
Cluster an, der 2,1% abdeckt. Beide 
Cluster zusammen decken also in et-
wa 2,3%. Es zeigt sich, dass eine ab-
nehmende Haushaltsdichte zu wach-
senden Trassenlängen und somit zu 
höheren Investitionen pro Haushalt 
führt. Der kritische Marktanteil erhöht 
sich also für Cluster mit geringerer 
Haushaltsdichte. Die Darstellung in 
Abbildung 4 zeigt am Beispiel von 
P2P erwartungsgemäß die Abstufung 
der Modelle zueinander, wie sie auch 
der Abstufung der Investitionswerte 
zueinander entsprechen: Der kritische 
Marktanteil für den Multi Fiber Fall mit 
nur einem Netzbetreiber ist am 
schlechtesten, es werden im 2. 

Cluster 78% benötigt. Im Single Fiber 
Fall werden erst im 3. Cluster 78% 
benötigt, um dort profitabel zu wer-
den, im Multi Fiber Fall mit 2 Betrei-
bern, die sich die Investitionen teilen, 
werden im 5. Cluster 61% benötigt, 
im 6. Cluster würden 82% erforderlich 
sein. Im 4-Betreiberfall wären im 7. 
Cluster 58% Marktanteil erforderlich. 
Aus Sicht des einzelnen Betreibers 
steigert das Teilen der Investitionen 
mit einem Multi Fiber Ansatz die Pro-
fitabilität. Dieses Ergebnis gilt für alle 
betrachteten Fälle, die hier aus Platz-
gründen nicht vollständig wiederge-
geben werden können. Es steigt aber 
auch das Risiko, wenn der Erstinves-
tor alleine bleiben und keine Partner 
finden sollte. Wichtig ist deshalb, die 
Partner bereits vor der Investition zu 
kontrahieren.  

Im Fall mit 4 Betreibern kann zwar 
vielleicht ein Betreiber von ihnen den 
kritischen Marktanteil von 58% errei-
chen, aber die übrigen sicher nicht. 
Dies führt dazu, dass sie die Investiti-
onen des einen dann deutlich sub-
ventionieren oder sich die Kosten ih-
rer Anschlüsse im Vergleich dazu 
deutlich verteuern.  

Am Beispiel einer PON Architektur 
zeigt Abbildung 5 den Vergleich von 
Multi Fiber Architekturen mit Überga-
be am DP und MPoP. Weil ein erheb-
lich größerer Anteil des Anschluss-
netzes mit den anderen Investoren 
geteilt werden kann und nicht jeder 
seine eigene Infrastruktur zum DP er-
richten muss ist die Übergabe am 
MPoP immer deutlich profitabler. Die-
se Aussage gilt auch für die P2P An-
sätze.

Der Vergleich der beiden Architektu-
ren PON und P2P zeigt am Beispiel 
des 4 Netzbetreiberfalles (Abbildung 
6) mit Übergabe am MPoP, dass die 
PON Architektur unter der Annahme 

Abbildung 3 Investitionen je Haushalt für die ersten 4 Cluster bei einem Marktan-
teil von 50% 
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Abbildung 4 Kritischer Marktanteil bei P2P SF oder P2P MPoP mit 1 – 4 OP 
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gleicher Produkte und Preise für die 
Endkunden leicht profitabler ist als 
P2P. Bei einer Entscheidung für den 
einen oder anderen Architekturansatz 
würden sicher auch weiterführende 
Überlegungen wie die zukünftige 
Ausbaufähigkeit oder die Akzeptanz 
dieser Architektur für mögliche Inves-
titionspartner eine Rolle spielen, die 
außerhalb dieses Modellansatzes lie-
gen.

Wie wir bereits in der Diskussion um 
die kritischen Marktanteile für die Fäl-
le mehrerer Investoren und Betreiber 
aufgezeigt haben, bedeutet der relativ 
niedrige kritische Marktanteil für einen 
der Betreiber, dass auch die übrigen 
diesen gleichen Anteil haben müs-
sen, um profitabel zu sein. Für 4 
Betreiber geht dies zu gleichen Be-
dingungen nur bis zu einem kritischen 
Marktanteil von 20% je Betreiber. An-
dernfalls subventionieren die Betrei-

ber mit geringeren Marktanteilen den 
oder die mit höheren. Dieses Verhält-
nis der Quersubvention lässt sich 
auch aus einer anderen Sicht be-
leuchten und stellt ein grundsätz-
liches Problem dieses Investitionstei-
lungsansatzes dar. Insbesondere, 
wenn einer der Partner bisher einen 
marktbeherrschend hohen Marktanteil 
in anderen Märkten hatte, ist nicht 
von gleichen Marktanteilen aller In-
vestoren auszugehen. Tabelle 4 zeigt 
exemplarisch, dass bei zwei Investo-
ren erst mit einem Marktanteil von 
50% bzw. bei gleichen Marktanteilen 
beider Investitionspartner gleiche 
Kostenstrukturen und Wettbewerbs-
voraussetzungen gegeben sind. Bei 
niedrigeren Anteilen ergeben sich 
deutliche Nachteile und Mehrkosten 
je Anschluss, die ausgeglichen wer-
den müssten, damit derartige Investi-
tionsteilungsmodelle im Markt Erfolg 

haben können. Es zeigt sich aber 
auch der Vorteil eines entbündelten 
Glasfaseranschlusses für markteintre-
tende Unternehmen, die im Wettbe-
werb mit dominanten Anbietern ste-
hen. Nur über diesen Weg können 
annähernd gleiche Startvorausset-
zungen geschaffen werden.   

Die ausführliche Ergänzungsstudie, 
die über diese Ausführungen hinaus 
noch detaillierte Überlegungen zur 
Risikoeinschätzung und anderen 
Formen der Risikoteilung beinhaltet 
sowie in einem separaten Teil auf 
Prinzipien und Methoden zum Test 
auf Vorliegen einer Preis-Kosten-
Schere eingeht, ist in Kürze auf der 
Homepage des WIK abrufbar.  

Dragan Ilic, Thomas Plückebaum.

Abbildung 5 Kritischer Marktanteile bei PON mit Übergabe an DP und MPoP 
bei4OP
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Abbildung 6 Kritische Marktanteile bei PON und P2P am MPoP mit 4 OP 
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Tabelle 4 Kosten pro Anschluss in Single und Multi Fiber Netzen 

Market share 100 % 80 % 60 % 50 % 40 % 
Incumbent

Cost per line 10 10 10 10 10 

Market share 0 % 20 % 40 % 50 % 60 % 

Single fibre + 
unbundling 

Altnet 
Cost per line 0 10 10 10 10 

Market share 100 % 80 % 60 % 50 % 40 % 
Incumbent

Cost per line 6 7.50 10 12 15 

Market share 0 20 % 40 % 50 % 60 % 

Multi-fibre 
case

Altnet 
Cost per line  30 15 12 10 

Assumptions: 
(1) Only shared investment considered (80 % - 85 % of total invest) 
(2) Two cooperation partners considered 
(3) Investment multi-fibre model = 120 % investment of single fibre model 
(4) Sharing rule: 50:50 
(5) Numbers are for illustration purposes only 
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1 S. Beitrag über den Entwurf von Thomas 
Plückebaum in diesem Heft 

2  ECTA: European Competitive Telecommu-
nications Association, Brüssel 

3 Vgl. Karl-Heinz Neumann, Next Generation 
Access oder wie bringen wir die Glasfaser 
ins Haus, WIK Newsletter Nr 72, Sept. 
2008, Thomas Plückebaum, Die Ökonomie 
des Next Generation Access (NGA); WIK 
Newsletter Nr. 72, Sept. 2008, die Studie ist 
verfügbar unter  
http://www.wik.org/content_e/ecta/ECTA%2
0NGA_masterfile_2008_09_15_V1.pdf 

4 Vgl. hierzu Beitrag von Thomas Plücke-
baum über den Entwurf der EU NGA Emp-
fehlung in diesem Heft 

5 Im Realfall der Nutzung bereits existieren-
der Leerohre durch den zweiten Investor 
liegen diese i.d.R. nicht an den vorgesehe-
nen DP, so dass zur Verbindung Mehrkos-
ten entstehen, die hier nicht berücksichtigt 
sind. 

6 Auch bei einem flächendeckenden Ausbau 
hängen die Investitionen immer auch von 
der Menge der angeschlossenen Kunden 
ab, da einige Teile variabel sind. 

7 Dies könnte z.B. durch hier nicht berück-
sichtigte Mehrwertdienste geschehen, die 
mit ihrer Marge dem ARPU des Modells zu-
geschlagen werden können. Oder aber es 
werden mehrere Anschlüsse je Kunde ver-
kauft, die die Summe der Marktanteile über 
die Grenze hinaus anheben und i.d.R. zu 
einem höheren ARPU des Kunden führen, 
weil er Bündelgewinne eines einzigen An-
schlusses nicht nutzt. 

EU-Studie zur Rolle der  
Post-Regulierungsbehörden 

Von Dezember 2008 bis August 2009 
hat WIK-Consult im Auftrag der Euro-
päischen Kommission (Generaldirek-
tion Binnenmarkt) eine Studie mit 
dem Titel ‚The Role of Regulators in a 
More Competitive Postal Market’ 
durchgeführt. WIK-Consult hat für 
diese Studie mit dem US-amerika-
nischen Juristen und Post-Experten 
James I. Campbell Jr. sowie dem 
‚Centre de recherche informatique et 
droit’ der Universität Namur (Belgien) 
zusammengearbeitet. 

Hintergrund der Studie: Um-
setzung der dritten Post-
dienste-Richtlinie
Hintergrund der Studie ist die Umset-
zung der dritten Postdienste-Richtlinie 
(RL 2008/6/EG), und insbesondere 
die vollständige Öffnung der Post-
märkte, die in allen EU-Mitglied-
staaten bis Ende 2010 erfolgen 
muss.1

Postdienste umfassen die Abholung 
und Zustellung von Briefen und Pake-
ten durch öffentliche und private An-
bieter. Sowohl Angebot als auch 
Nachfrage nach Postdiensten in Eu-
ropa haben sich in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten erheblich gewan-
delt. Wesentliche Ursachen dieses 
Wandels waren der technische Fort-
schritt bei elektronischen Kommuni-
kationsmitteln und der Datenverarbei-
tung sowie in der Transportlogistik. 
Gleichzeitig haben Veränderungen 
des Regulierungsrahmens (Umset-
zung der Postdienste-RL seit 1997) 
und die Modernisierung der ehemals 
öffentlichen Postverwaltungen, sowie 
die zunehmende internationale Ex-
pansion der Postunternehmen die 
Entwicklungen eines europäischen 
Binnenmarktes für Postdienste beför-
dert.

Die wesentlichen postpolitischen Ziel-
setzungen auf Gemeinschaftsebene 
(d. h. der Postdienste-RL von 1997, 
2002 und 2008)2 sind die Sicherstel-

lung des Universaldienstes, die ‚gra-
duelle und kontrollierte Marktöffnung’ 
sowie der Schutz von Verbraucherin-
teressen (von Versendern und Emp-
fängern). Bezüglich der Post-Regulie-
rung enthält die RL Mindestanforde-
rungen an die Mitgliedstaaten und 
verlangt insbesondere die Einrichtung 
unabhängiger nationaler Regulie-
rungsbehörden (NRB). 

Ziel der Studie: Empfehlun-
gen zur Postregulierung 
Ziel dieser Studie ist es, Handlungs-
empfehlungen zur Umsetzung der 
dritten Postdienste-RL in den EU-
Mitgliedstaaten sowie den Mitgliedern 
des Europäischen Wirtschaftsraums 
zu entwickeln. Diese Handlungsemp-
fehlungen richten sich sowohl an Re-
gulierungsbehörden wie an andere 
‚Regulierer’: zuständige Ministerien, 
Parlamente und Wettbewerbsbehör-
den. Sie berücksichtigen die aktuelle 
Entwicklung der Postmärkte sowie 
‚best practice’ bei der bisherigen Re-
gulierung von Postmärkten und der 
(gerade beginnenden) Umsetzung 
der dritten Postdienste-RL. 

Die Empfehlungen stützen sich auf 
fünf wesentliche Teile der Studie: 
(i) Darstellung des heutigen Stands 
der Postregulierung und der Umset-
zung der gegenwärtigen Postdienste-
RL; (ii) Analyse der Rolle von Wett-
bewerbsbehörden und der Anwen-
dung des allgemeinen Wettbewerbs-
rechts im Postmarkt; (iii) Untersu-
chung der Vorbereitungen und Pläne 
zur Umsetzung der dritten Postdiens-
te-RL; (iv) Ermittlung von ‚best practi-
ces’ bei der Regulierung von Post-
märkten; (v) Diskussion von Mecha-
nismen zur stärkeren Kooperation 
zwischen den NRB sowie der erhoff-
ten Vorteile dieser Kooperation.  

Dieser Artikel stellt ausgewählte Emp-
fehlungen der Studie vor. Sie gliedern 
sich nach inhaltlichen Empfehlungen 
zur Postregulierung einerseits, sowie 
Empfehlungen zu den Institutionen 

der Postregulierung, ihren Zuständig-
keiten und ihrer Struktur andererseits.  

Empfehlungen zur Postregu-
lierung
Zur nachhaltigen Umsetzung der drit-
ten Postdienste-RL macht die Studie 
sechs wesentliche Empfehlungen 
(nach Priorität in absteigender Rei-
henfolge geordnet).  

1) Die Kommission, die Mitgliedstaa-
ten und die NRB sollten sicherstellen, 
dass alle Vorschriften der Postge-
setzgebung und anderer Gesetze 
keine Markteintrittsbarrieren schaffen, 
die nicht mit den Inhalten und Zielen 
der Postdienste-RL vereinbar sind.
Die relevantesten Bereiche außerhalb 
des Postrechts sind Regelungen zur 
Mehrwertsteuer, Zollbestimmungen 
und Wettbewerbsverzerrungen, die 
sich aus dem Weltpostvertrag erge-
ben (etwa bzgl. Endvergütungen, Zol-
lerleichterungen oder der Verhinde-
rung von ‚remail’). Zusätzliche Wett-
bewerbsbeschränkungen können sich 
aus prohibitiven Lizenzauflagen er-
geben, oder aus sektorspezifischen 
Regelungen von Arbeitsbedingungen 
und Löhnen, die darauf abzielen, die 
Wettbewerbsfähigkeit der ‚entrants’ 
zu verringern. 

2) Die Mitgliedstaaten und die NRB 
sollten Verfahren entwickeln, um den 
Universaldienst transparent, nicht-
diskriminierend und ohne unverhält-
nismäßige Wettbewerbsverzerrungen 
sicherzustellen. Wo möglich sollte der 
Markt den Universaldienst bereitstel-
len, und Ausschreibungen oder die 
Benennung von Universaldienstan-
bietern sollten nur dort erfolgen, wo 
es nachweislich erforderlich ist. Die 
dritte Postdienste-RL gebietet, zu-
nächst auf die Kräfte des Marktes, 
d.h. auf die wirtschaftlichen Interes-
sen der Anbieter von Postdiensten, 
zu vertrauen. Das deutsche Modell 
der Ausschreibung von Universal-
diensten sollte hier für andere Mit-
gliedstaaten richtungweisend sein.  
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3) Die NRB sollten zuverlässige und 
angemessene Verfahren zur regulato-
rischen Kostenrechnung für solche 
Postdienste entwickeln, die von Un-
ternehmen mit erheblicher Markt-
macht angeboten werden, und im 
Verbund mit Universaldiensten pro-
duziert werden. Die RL weist den 
NRB ausdrücklich die Aufgabe zu, 
Regeln für die regulatorische Rech-
nungslegung zu setzen, und deren 
Einhaltung zu überwachen. Diese 
Aufgabe ist die technisch anspruchs-
vollste Aufgabe der NRB, und gleich-
zeitig eine wesentliche Vorausset-
zung für den Erfolg der Postregulie-
rung.

4) Die Mitgliedstaaten und die NRB 
sollten Verfahren einführen, um zu 
überprüfen und sicherzustellen, dass 
der Umfang der Universaldienstver-
pflichtung den Veränderungen der 
Bedürfnisse von Nutzern sowie der 
technischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Bedeutung von Postdiensten 
Rechnung trägt. Die RL lässt maß-
gebliche Spielräume bei der Bestim-
mung derjenigen Dienste, die als Uni-
versaldienste garantiert und reguliert 
werden müssen (solange der Univer-
saldienst zumindest einfache Brief- 
und Paketdienstleistungen enthält). 
Diese Spielräume sollten unter Be-
rücksichtigung der gesellschaftlichen 
Bedürfnisse und postpolitischen Ziele 
genutzt werden.  

5) Die Mitgliedstaaten und die NRB 
sollten regelmäßig ‚best practices’ der 
Postregulierung aus anderen Indust-
rieländern beobachten und, wo sinn-
voll, übernehmen. In verschiedenen 
Staaten innerhalb und außerhalb Eu-
ropas werden sehr unterschiedliche 
Ansätze zur Postregulierung verfolgt. 
Um den Ideenaustausch und letztlich 
die Qualität der Regulierung zu be-
fördern, sollten die Mitgliedstaaten 
und NRB regelmäßig ausländische 
Ansätze und Verfahren beobachten 
und bei ihrer Entscheidungsfindung 
berücksichtigen. 

6) Die Mitgliedstaaten und die NRB 
sollten ihre Rolle als Regulierer von 
Postmärkten neu ausrichten und ihre 
Rolle dabei gleichzeitig erweitern und 
einschränken. Die erste Postdienste-
RL sah vor, dass Universaldienste vor 
allem mittels der Regulierung einzel-
ner Unternehmen sichergestellt wer-
den: der benannten ‚Universal-
diensteanbieter’. Die dritte Postdiens-
te-RL schafft einen stärkeren Aus-
gleich der drei postpolitischen Ziele: 
Universaldienst, vollständige Markt-
öffnung, und Verbraucherschutz. Die 
Rolle der NRB sollte entsprechend 
ausgeweitet werden (Erweiterung). 
Gleichzeitig sollten die NRB insofern 
Zurückhaltung wahren, als Postunter-

nehmen nicht automatisch reguliert 
werden sollten (Einschränkung). 
Vielmehr sollten die Mitgliedstaaten 
und NRB klare Kriterien für die An-
gemessenheit von Regulierungsein-
griffen entwickeln, und nur dort tat-
sächlich eingreifen, wo Regulierung 
erforderlich und angemessen ist.  

Institutionelle Empfehlungen 
Effektive Regulierung erfordert unab-
hängige und leistungsstarke Instituti-
onen. In vielen Mitgliedstaaten wurde 
die Postregulierung seit 1997 nur 
sehr zögerlich umgesetzt, und es be-
stehen Schwächen bei der Unabhän-
gigkeit und Ausstattung einiger NRB. 
Wir empfehlen daher den Mitglied-
staaten und der Kommission, die in-
stitutionellen Strukturen der Postregu-
lierung kritisch zu überprüfen, insbe-
sondere in drei Bereichen:  

1) Um eine unabhängige und neutrale 
Anwendung der Regulierungsvor-
schriften – sowie eine klare Trennung 
zwischen Postpolitik und Postregulie-
rung – sicherzustellen, sollten die 
Mitgliedstaaten Regulierungsaufga-
ben und Zuständigkeiten eindeutig 
zuweisen. Zuständigkeiten müssen 
dabei zwischen folgenden Behörden 
verteilt werden: (A) Ministerien, die 
Postpolitik festlegen und Gesetzes-
vorlagen entwickeln; (B) Ministerien 
oder Behörden, die die Eigentums-
rechte an öffentlichen Postunterneh-
men verwalten; (C) unabhängige 
Post-Regulierungsbehörden; 
(D) Wettbewerbsbehörden. 

2) Die Mitgliedstaaten sollten die Zu-
ständigkeiten, Ausstattung, und Un-
abhängigkeit ihrer nationalen Regu-
lierungsbehörden kritisch überprüfen. 
Die dritte Postdienste-RL stellt deutli-
cher als ihre Vorgänger die Bedeu-
tung der NRB bei der Sicherstellung 
des Wettbewerbs und der Wahrung 
von Verbraucherinteressen in den 
Mittelpunkt und gibt klare Anhalts-
punkte für die Zuständigkeiten der 
NRB. Um erfolgreich arbeiten zu kön-
nen, benötigen die NRB ein ange-
messenes Budget, ausgebildetes 
Personal, und Zugang zu externen 
Beratungsdienstleistungen. Die insti-
tutionellen Strukturen der NRB müs-
sen sicherstellen, dass sie sowohl 
von den öffentlichen Postunterneh-
men als auch von direkter Einfluss-
nahme durch Ministerien und Politik 
unabhängig sind. 

3) Ein intensiverer Austausch und ei-
ne stärker zielgerichtete Kooperation 
zwischen NRB ist erforderlich, um die 
dritte Postdienste-RL erfolgreich um-
zusetzen. Durch Austausch können 
NRB ihre Regulierungspraxis weiter-

entwickeln und verbessern, indem sie 
sich gegenseitig fachlich unterstützen 
und ‚best practices’ entwickeln. Der 
Austausch sollte auch zu einer stär-
keren Harmonisierung der Postregu-
lierung in der Gemeinschaft führen, 
und damit die Entwicklung des Bin-
nenmarkts stärken. Weiterhin ist eine 
stärkere Kooperation zwischen NRB 
(und zwischen den NRB und der 
Kommission) bei der Regulierung von 
grenzüberschreitenden Sendungen 
erforderlich. Um die Zusammenarbeit 
der NRB zu stärken, sollte die Kom-
mission ein beratendes Gremium von 
unabhängigen Regulierungsbehörden 
einrichten. Für dieses Gremium 
schlagen wir folgenden Namen vor: 
European Regulators Group for 
Postal Services (ERGP). Die ERGP 
sollte umgehend eingerichtet werden, 
damit sie die Umsetzung der Post-
dienste-RL möglichst intensiv beglei-
ten kann.

Ausblick
Bei der Umsetzung ihrer Gesetzes-
vorhaben sollten die Mitgliedstaaten 
die tiefgreifenden Auswirkungen des 
technischen Fortschritts für den Post-
sektor berücksichtigen. Dieser Wan-
del bietet dem Postsektor eine Chan-
ce zur Modernisierung. Ohne Moder-
nisierung aber besteht die Gefahr, 
dass Postdienste stark an Bedeutung 
verlieren.  

Die dritte Postdienste-RL erfordert in 
den meisten Mitgliedstaaten erhebli-
che Veränderungen der Postregulie-
rung. Infolge der Veränderungen der 
Rolle von Postdiensten (als eine unter 
vielen Kommunikationsformen) und 
der sich ändernden Post-Nachfrage, 
ist jedoch absehbar, dass auch in Zu-
kunft eine ständige Überprüfung der 
Postregulierung – und ggf. eine Wei-
terentwicklung – erforderlich sein 
wird.  

Die Ergebnisse dieser Studie wurden 
der europäischen Fachöffentlichkeit 
am 22. September bei einem Work-
shop der Europäischen Kommission 
vorgestellt. Der Abschlussbericht wird 
in Kürze auf folgender URL veröffent-
licht:
http://ec.europa.eu/internal_market/p
ost/studies_en.htm. 

Alex Dieke 

                                                          
1 Zehn Mitgliedstaaten müssen die RL 

2008/6/EG erst bis Ende 2012 umsetzen. 
Diese zehn Staaten haben nur einen Anteil 
von etwa fünf Prozent am Briefaufkommen 
der EU.

2 RL 1997/67/EG, 2002/39/EG und   
2008/6/EG. 
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Nachrichten aus dem Institut

WIK berät in Neuseeland 
Dr. Karl-Heinz Neumann und Dr. 
Werner Neu haben am 2. und 3. Sep-
tember in Wellington an einem Hea-
ring der neuseeländischen Commer-
ce Commission zur Regulierung der 
Mobilfunkterminierungsentgelte teil-
genommen. Die Teilnahme erfolgte 
im Rahmen eines Beratungsauftrages 
für die Commerce Commission zum 
gleichen Thema. Die Ökonomen des 
WIK traten in diesem Hearing als Ex-
perten für die Commerce Commission 
auf und stellten sich den Fragen der 
Commission sowie von Vertretern der 
Telekommunikationscarrier. 

In Neuseeland sind die Mobilfunkter-
minierungsentgelte derzeit noch nicht 
reguliert. Die Commerce Commissi-
on, die einheitlich als sektorübergrei-
fende Wettbewerbs- und Regulie-
rungsbehörde wirkt, befindet sich 
derzeit in einem komplexen Verfahren 
mit dem Ziel, den derzeitigen Zustand 
stark überhöhter kommerziell verein-
barter Mobilterminierungsentgelte in 
einen Zustand kostenorientiert regu-
lierter Entgelte zu überführen. Dieser 
Übergang ist insofern komplex, als 
die Commerce Commission nicht al-
lein über die Regulierungsbedürftig-
keit der Mobilterminierung entschei-
den kann. Im jetzigen Verfahren be-
handelt die Commerce Commission 
Marktverzerrungen durch überhöhte 
Terminierungsentgelte und bewertet 

diese im Rahmen einer Kosten-
Nutzen-Analyse, der als Referenz-
punkt ein Szenario der Regulierung 
der Entgelte zugrunde liegt. Die 
Commerce Commission befasst sich 
ferner mit der (möglichen) Höhe kos-
tenbasierter Terminierungsentgelte in 
Neuseeland. In der jetzigen Phase 
des Verfahrens erfolgt dies auf Basis 
eines internationalen Benchmarks 
von Kosten, die auf Basis von Bot-
tom-up Kostenmodellen ermittelt wer-
den. WIK hat hierzu wesentlichen In-
put geleistet. In diesem Zusammen-
hang spielt auch die Kostenmodellie-
rung des WIK zur Mobilterminierung 
in Australien eine besondere Bedeu-
tung.

Die Erkenntnisse und Einschätzun-
gen der Commerce Commission sind 
in einem umfänglichen Draft Report 
niedergelegt, der Gegenstand eines 
mehrstufigen Konsultationsprozesses 
ist; ein Teil desselben war das o.g. 
Hearing. Auf dem 2-tägigen Hearing 
wurden primär die interessierten Par-
teien und die von ihnen benannten 
Experten von der Commission zu ih-
ren schriftlichen Einlassungen und 
weitergehenderen Einschätzungen 
befragt. Neben den Experten des 
WIK, die die Commerce Commission 
vertraten, war im Übrigen von deut-
scher Seite noch Professor J. Hau-
cap, der Vorsitzende der Monopol-

kommission auf Seiten eines neuen 
Mobilfunkcarriers als Experte aktiv. 

Im nächsten Verfahrensschritt wird 
die Commission ihre Empfehlung zur 
Regulierungsbedürftigkeit der Mobil-
terminierungsentgelte an den Minister 
for Communications abgeben im 
Rahmen eines umfassenden Final 
Reports. Dieser Schritt ist für Dezem-
ber 2009 geplant. Das WIK berät die 
Commerce Commission in dieser 
Phase der Berichterstattung weiter. 
Die letztendliche Entscheidung liegt 
demnach im neuseeländischen Rah-
men nicht bei der Commerce Com-
mission, sondern bei der Regierung. 
Insofern weist das Regime in Neu-
seeland eine andere Entscheidungs-
struktur als in Europa auf mit Blick auf 
die Kompetenz und Unabhängigkeit 
der Regulierung. Erst nach dieser 
Grundsatzentscheidung der Regie-
rung werden sich die bekannten Re-
gulierungsfragen stellen, denen sich 
Regulierungsbehörden in Europa be-
reits seit mehreren Jahren stellen: (1) 
Wie hoch sind die Kosten für Termi-
nierung? (2) Mit welchen Methoden 
werden die relevanten Kosten be-
stimmt? (3) Wie werden die Preise 
gesetzt? Diese Themen werden ab 
2010 in Neuseeland auf der Tages-
ordnung stehen. 

Karl-Heinz Neumann 

Personalveränderungen 

Seit dem 1. September verstärkt Frau 
Veronika Söntgerath als Senior Con-
sultant die Abteilung „Post und Logis-
tik“ des WIK.   
Zuvor arbeitete sie als Leiterin der 
Marktforschung bei Correos (spani-
sche Post), als Leiterin der Logistik 
von Reader’s Digest Spanien, sowie 
für Quelle und Arthur D. Little. Sie stu-
dierte Volkswirtschaft mit Regionalstu-
dien Lateinamerika in Tübingen und 
erlangte ihr Diplom in Business Admi-
nistration an der Universidad Pontificia 
de Comillas – ICADE in Madrid. Ihr 
Studium wurde unterstützt durch die 
Studienstiftung des deutschen Volkes. 
Frau Söntgerath wird mit ihrer umfang-
reichen praktischen Erfahrung aus 
Postlogistik, Marktforschung und Mar-
keting die Arbeit unserer Abteilung 
„Post und Logistik“ verstärken. Ihre 
Forschungs- und Beratungsschwer-
punkte liegen in den Bereichen Markt-

forschung, Benchmarking, Nachfrage-
analyse und Strategieentwicklung. Wir 
freuen uns auf eine gute Zusammen-
arbeit mit unserer neuen Kollegin. 

Imme Philbeck joined WIK’s NGN 
and Internet Economics Depart-
ment as a senior consultant on 1 
September 2009 and will be working 
for Scott Marcus.  Imme is specialized 
in competition economics, as well as 
regulatory and telecommunications 
economics and will bring a broad mix 
of regulatory and practical in-house 
experience and in-depth telecommu-
nications industry insights to WIK’s 
knowledge base.  Prior to joining 
WIK, Imme worked for Bahrain Tele-
communications Company within the 
Regulatory and Corporate Affairs De-
partment as Batelco’s Principal Eco-
nomics Advisor, where she was re-
sponsible for all regulatory projects 
and the management of all regulatory 

aspects of NGN convergence and 
migration.  Before moving to Bahrain, 
Imme worked for Ashurst’s London 
and Frankfurt Offices as an econo-
mist for four years, where she ad-
vised on competition and regulatory 
issues arising with regard to mergers 
and acquisitions and anticompetitive 
conduct under EC, UK, and German 
legislation.  Prior to joining Ashurst, 
Imme Philbeck worked for the UK Of-
fice of Fair Trading’s Mergers Branch 
as a Case Officer/Economist for two 
years, including a secondment to the 
European Commission Competition 
Directorate’s Merger Task Force in 
Brussels.  Prior to joining the OFT, 
Imme worked on a research project at 
the German Federal Cartel Office re-
garding economic and competitive 
implications of B2B platforms.  Imme 
Philbeck studied economics at Hum-
bold University Berlin (undergradu-
ate), at Maastricht University (Docto-
randus / Master of International Eco-
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nomics) and Nottingham Trent Uni-
versity (Postgraduate Competition 
Policy Certificate).  Imme last spoke 
at IIR conferences in Dubai in April 
2009 on Number Portability in the 

Middle East, in January 2009 on 
roaming, mobile termination rates and 
the waterbed effect, in July 2008 on 
the economic viability of number port-
ability in a small economy such as 

Bahrain, and in September 2009 
Imme will chair Marcus Evans’ IP In-
terconnection Strategies conference 
in Berlin. 

Veröffentlichungen des WIK
In der Reihe "Diskussionsbeiträge" erscheinen in loser Folge Aufsätze und Vorträge von Mitarbei-
tern des Instituts sowie ausgewählte Zwischen- und Abschlussberichte von durchgeführten For-
schungsprojekten. Folgende Diskussionsbeiträge sind im IV. Quartal 2008 erschienen und stehen un-
ter www.wik.org zum kostenlosen Download zur Verfügung. 

Nr. 321: Matthias Wissner – Smart Metering (Juli 2009) 

Intelligente Zähler (Smart Meter) 
werden in verschiedenen Ländern auf 
unterschiedliche Weise und in unter-
schiedlichem Tempo eingeführt. Die-
ser Diskussionsbeitrag betrachtet die 
Erfahrungen vier europäischer Staa-
ten, die die flächendeckende Einfüh-
rung beschlossen oder (teilweise) 
schon umgesetzt haben. Am Beispiel 
der Niederlande, Großbritanniens, 
Italiens und Schwedens wird analy-
siert, wie diese einzelnen Länder den 
flächendeckenden Roll-Out konkret 
organisieren. Aus dieser Analyse 
werden anschließend Rückschlüsse 
für die Umsetzung einer flächende-
ckenden Einführung intelligenter Zäh-
ler in Deutschland gezogen und ent-
sprechende Handlungsempfehlungen 
abgeleitet. Während Italien und 
Schweden bereits sehr weit fortge-
schritten sind bzw. die Einführung 
dort bereits nahezu umgesetzt ist, 
stehen die Niederlande und Großbri-
tannien am Beginn dieser Entwick-
lung. Die Motive zur Einführung glei-
chen sich teilweise, haben aber auch 
länderspezifische Hintergründe. In 
Schweden beispielsweise wird ein 
Großteil des Stroms zu Heizzwecken 
verwendet, so dass höhere Strom-
rechnungen anfallen, die die Anforde-
rungen an die Exaktheit der Messung 

steigen lassen. In Italien dagegen 
wurde der Strommarkt relativ spät li-
beralisiert, so dass dort durch eine 
privatwirtschaftliche Initiative bereits 
ein großer Teil der Haushalte mit 
Smart Metern ausgestattet wurde. In 
den Niederlanden und Großbritannien 
liegt der Schwerpunkt der Motivation 
dagegen eher auf wettbewerbspoliti-
schen und ökologischen Aspekten. 
Unterschiedlich fallen daher auch die 
Vorgaben für eine flächendeckende 
Einführung aus. In Schweden wurde 
z.B. nur eine Vorschrift zur monatli-
chen Stromverbrauchsmessung er-
lassen, während die übrigen unter-
suchten Länder konkrete Vorgaben 
für die einzusetzende Technologie 
machen. Während Italien aufbauend 
auf der großen Zahl bereits installier-
ter Zähler relativ kurzfristige Vorga-
ben an die Unternehmen machen 
konnte, liegt die Zeitperiode für die 
Einführung in Großbritannien bei ca. 
10 Jahren. Unterschiede ergeben 
sich auch aus dem Marktdesign des 
Zähl- und Messmarktes. So haben 
bzw. hatten die Niederlande und 
Großbritannien liberalisierte Märkte, 
während die entsprechenden Zustän-
digkeiten in Italien und Schweden bei 
den Verteilnetzbetreibern liegen, die 
einer Anreizregulierung unterworfen 

sind. Es zeigt sich, dass liberalisierte 
Märkte an sich nicht zu einem flä-
chendeckenden Roll-Out von intelli-
genten Zählern zu führen scheinen. 
Für Deutschland, das den Markt für 
das Zähl- und Messwesen ebenfalls 
liberalisiert hat, kann dies einen wich-
tigen Hinweis geben. Grundsätzlich 
sollte klar definiert sein, welche Ziele 
mit einem Roll-Out verbunden sind. 
Insbesondere sollte untersucht wer-
den, welche Kosten und Nutzen mit 
der flächendeckenden Einführung in-
telligenter Zähler verbunden sind und 
ob derzeit möglicherweise ein Infor-
mationsdefizit bei den Endverbrau-
chern besteht. Darauf aufbauend 
kann eine entsprechende Strategie 
entwickelt werden. Dabei kann es 
möglicherweise zu Zielkonflikten zwi-
schen einer schnellen Einführung (Ef-
fektivität) und allokativer Effizienz 
kommen. Letztlich muss politisch ent-
schieden werden, welche Zielsetzun-
gen prioritär sind und ob für eine 
schnelle Einführung eventuell auch 
allokative Ineffizienzen in Kauf ge-
nommen werden oder ob der Wett-
bewerb für eine effiziente Lösung 
sorgen soll, die allerdings zeitintensi-
ver erscheint und möglicherweise 
nicht zu einem 100%igen Roll-Out 
führt.

Nr. 322: Christian Wernick unter Mitarbeit von Dieter Elixmann – Unterneh-
mensperformance führender TK-Anbieter in Europa (August 2009) 

Ziel dieser Studie ist es zu analysie-
ren, wie unterschiedliche TK-Anbieter 
die marktlichen, institutionellen und 
technologischen Herausforderungen 
der jüngsten Zeit gemeistert haben. 
Im Fokus des Interesses stehen die 
sechs größten europäischen Incum-
bents Deutsche Telekom, Telefónica, 
France Télécom, Telecom Italia, BT 
und KPN. Betrachtungszeitraum sind 
die Geschäftsjahre 2004 bis 2007.  

Im Hinblick auf strategische Mana-
gemententscheidungen unterschei-
den wir die vier Kategorien Diversifi-
zierung, Internationalisierung, Innova-
tion und Rationalisierung. Als Indika-
toren für Unternehmensziele dienen 
Produktivität, Rentabilität, Liquidität 
und Wachstum. Letztere stellen die 
empirische Basis unseres Perfor-
mancerankings dar. Die Ergebnisse 
unserer Studie zeigen, dass die Per-

formance der betrachteten Carrier be-
deutende Unterschiede aufweist.  

Aufgrund der höchsten Rentabilitäts- 
und Produktivitätswerte erzielte KPN 
im Betrachtungszeitraum die beste 
Performance der untersuchten In-
cumbents. Dies ist im übrigen auch 
im Einklang mit der Entwicklung der 
Marktkapitalisierung im Betrach-
tungszeitraum. Telefónica erzielte 
aufgrund zweier Großakquisitionen 
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und der starken Stellung in Südame-
rika mit Abstand das höchste durch-
schnittliche Wachstum. France 
Télécom konnte seine Performance 
bei allen gemessenen Indikatoren im 
Zeitablauf verbessern. Nach drei er-
folgreichen Jahren geriet BT hinge-
gen als Konsequenz von Problemen 
der Sparte Global Service im Jahr 
2007 unter starken Druck, was sich 
auch in unserem Performanceranking 
niederschlägt. Telecom Italia und die 
Deutsche Telekom weisen eine 
schlechtere Performance als die übri-
gen betrachteten Anbieter auf. Wäh-

rend die Rentabilität der Deutschen 
Telekom in den Geschäftsjahren 
2004 bis 2007 konstant niedriger war 
als bei den übrigen Incumbents, er-
zielte Telecom Italia die schlechtes-
ten Werte im Hinblick auf den Indika-
tor, der die Liquidität der betrachteten 
Carrier misst.

Unternehmensübergreifend wird 
deutlich, dass alle betrachteten In-
cumbents mit dem selben Problem 
konfrontiert sind, nämlich, dass orga-
nisches Wachstum auf gesättigten 
Telekommunikationsmärkten nur in 
äußerst geringem Maße stattfindet. 

Vor diesem Hintergrund kommt so-
wohl externem Wachstum als auch 
Innovationen auf der Produkt- und 
der Prozessebene große Bedeutung 
zu.

Schließlich liefert unsere Analyse 
keine Anhaltspunkte für die These, 
dass Incumbents, die in Ländern ope-
rieren, die durch zurückhaltende Re-
gulierung gekennzeichnet sind, bes-
ser „performen“ als solche, die sich 
einem strengen Regulierungsregime 
ausgesetzt sehen. 

Nr. 323: Werner Neu, Gabriele Kulenkampff – Long-Run Incremental Cost und 
Preissetzung im TK-Bereich - unter besonderer Berücksichtigung des techni-
schen Wandels (August 2009) 

Das Konzept der Long-Run Incre-
mental Cost (LRIC) wird möglichst 
umfassend in allen seinen Eigen-
schaften und Implikationen für die 
Kostenermittlung von Dienstleistun-
gen von Telekommunikationsnetzen 
dargestellt. Ein besonderes Augen-
merk liegt dabei auf der Frage, ob 
und welche Anpassungen sowohl im 
Konzept wie in seiner Anwendung nö-
tig sind angesichts der umwälzenden 
Veränderungen in der elektronischen 
Kommunikation, die sich durch die 
Ablösung der schmalbandigen durch 
breitbandige Netze vollzieht. Das be-
sondere Merkmal für die breitbandi-
gen Netze ist, dass sie auf neuen 
Medien und einer substantiell ande-
ren Technologie basieren und ihre 
zukünftigen Möglichkeiten vielseitig 
und umfangreich zu sein verspre-
chen, aber diese Aussichten durch-
aus noch im Ungewissen liegen.  

Um den konzeptionellen Änderungs-
bedarf als Folge der neuen Entwick-
lungen identifizieren und einordnen 
zu können, gilt ein erheblicher Teil 
des Aufsatzes (Abschnitt 2) der Be-
schreibung des Status quo, d.h. des 
Verständnisses des Konzeptes und 
seiner bisherigen Anwendung, insbe-
sondere im Rahmen von Bottom-up-
Kostenmodellen, wobei auch Aspekte 
beleuchtet und abgeleitet werden, die 
bisher kaum oder gar nicht in der Li-
teratur explizit behandelt worden 
sind. Beispiele sind die Bedeutung 
von Einschätzungen der handelnden 
Personen in der Anwendung des 
Konzeptes (übrigens auch bei jeder 

anderen Form der Kostenermittlung), 
die ökonomische Abschreibung, die 
Ableitung der Kosten des Geldes als 
Teil der Kapitalkosten, sowie die Ab-
leitung von Kosten des Betriebs, der 
Wartung und Instandhaltung und der 
Gemeinkosten. Ein weiterer Teil (Ab-
schnitt 3) befasst sich mit der Be-
schreibung und Einordnung von al-
ternativen Interpretationen und von 
Kritik an dem Konzept.  

Als wesentlichster Beitrag sind die 
Ausführungen im hinteren Teil des 
Aufsatzes (Abschnitte 4 und 5) zu 
verstehen. Es wird gezeigt, dass, weil 
das in den neuen Entwicklungen in-
härente Risiko nicht allein über die 
Bewertung durch den Kapitalmarkt 
bewältigt werden kann, sondern auch 
ganz spezifische Herausforderungen 
für das Management des Unterneh-
mens beinhaltet, die Anwendung des 
LRIC-Standards differenzierte Ein-
schätzungen zukünftiger Erfolgsaus-
sichten erforderlich macht. Dabei gilt: 
je größer die Unsicherheit, umso we-
niger optimistisch sollten diese Aus-
sichten eingeschätzt werden. Pessi-
mistischere Einschätzungen implizie-
ren geringere erwartete Auslastung 
für installierte Anlagen und rechtferti-
gen deshalb höhere Kosten. Dies gilt 
insbesondere auch, wenn der LRIC-
Standard von Regulierungsbehörden 
eingesetzt wird, um Preise regulierter 
Dienste, die mit der neuen Technolo-
gie produziert werden, zu bestimmen. 
Auch wird gezeigt, dass für die Kos-
tenermittlung davon ausgegangen 
werden muss, dass die verschiede-

nen durch Breitbandnetze bereitge-
stellten neuen Dienste bzw. Dienste-
klassen definiert sein müssen. Dies 
beinhaltet auch die Festlegung von 
Qualitätsmerkmalen (u.a. hinsichtlich 
Laufzeitanforderungen; Jitter, Paket-
verlust). Ohne eine solche Festle-
gung würde eine eindeutige Ermitt-
lung von Kosten schwer möglich sein. 

Die regulatorischen Herausforderun-
gen hinsichtlich der Preisregulierung 
in der Phase des technologischen 
Übergangs, die keine langfristigen 
Überlegungen beinhalten, werden 
ebenfalls adressiert. In Abschnitt 5 
wird der Zusammenhang, der zwi-
schen LRIC- basierten Kosten und 
den gesamtwirtschaftlichen Opportu-
nitätskosten besteht, genutzt, um die 
Preise für alte Dienste, die neuer-
dings entweder mit neuer Technolo-
gie hergestellt oder durch neue 
Dienste auf Basis neuer Technologie 
verdrängt werden, zu begründen. 
Diese Preise sollten denen entspre-
chen, die bisher auf Basis der Kosten 
der alten Technologie ermittelt wor-
den sind. Diese Vorgehensweise 
stellt sicher, dass Abnehmer weiter-
hin zu akzeptierten Preisen Produkte 
erhalten, die ihren bisherigen Bedürf-
nissen entsprechen, und dass den 
Anbietern Einnahmen auf einem Ni-
veau gewährleistet wird, das entwe-
der oberhalb des Kostenniveaus liegt, 
das – in der langen Frist – mit der 
neuen Technologie für diese Produk-
te erwartet wird, oder aber dem ge-
genwärtigen Marktwert dieser Pro-
dukte entspricht. 
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Diskussionsbeiträge

Folgende Diskussionsbeiträge stehen unter www.wik.org zum kostenlosen Download zur Verfügung. 

Nr. 303: Christian Growitsch, Margarethe Rammerstor-
fer – Zur wettbewerblichen Wirkung des Zwei-
vertragsmodells im deutschen Gasmarkt, Feb-
ruar 2008 

Nr. 304: Patrick Anell, Konrad Zoz – Die Auswirkungen 
der Festnetzmobilfunksubstitution auf die Kos-
ten des leitungsvermittelten Festnetzes, Febru-
ar 2008 

Nr. 305: Marcus Stronzik, Margarethe Rammerstorfer, 
Anne Neumann – Wettbewerb im Markt für 
Erdgasspeicher, März 2008 

Nr. 306: Martin Zauner – Wettbewerbspolitische Beurtei-
lung von Rabattsystemen im Postmarkt, März 
2008 

Nr. 307: Christin Gries, Peter Stamm – Geschäftsmodel-
le und aktuelle Entwicklungen im Markt für 
Broadband Wireless Access-Dienste, März 
2008 

Nr. 308: Christian Growitsch, Gernot Müller, Marcus 
Stronzik – Ownership Unbundling in der Gas-
wirtschaft – Theoretische Grundlagen und em-
pirische Evidenz, Mai 2008 

Nr. 309: Matthias Wissner – Messung und Bewertung 
von Versorgungsqualität, Mai 2008 

Nr. 310: Patrick Anell, Stephan Jay, Thomas Plücke-
baum – Netzzugang im NGN-Core, August 
2008 

Nr. 311: Alex Kalevi Dieke, Torsten Marner, Antonia 
Niederprüm, Martin Zauner – Ausschreibung 
von Post-Universaldiensten - Ausschreibungs-
gegenstände, Ausschreibungsverfahren und 
begleitender Regulierungsbedarf, September 
2008 

Nr. 312: Patrick Anell, Dieter Elixmann – Die Zukunft der 
Festnetzbetreiber, Dezember 2008 

Nr. 313: Patrick Anell, Dieter Elixmann, Ralf Schäfer – 
Marktstruktur und Wettbewerb im deutschen 
Festnetz-Markt: Stand und Entwicklungsten-
denzen, Dezember 2008 

Nr. 314: Kenneth R. Carter, J. Scott Marcus, Christian 
Wernick – Network Neutrality: Implications for 
Europe, Dezember 2008 

Nr. 315: Stephan Jay, Thomas Plückebaum – Strategien 
zur Realisierung von Quality of Service in IP-
Netzen, Dezember 2008 

Nr. 316: Juan Rendon, Thomas Plückebaum, Iris 
Böschen – Relevant cost elements of VoIP 
networks, Dezember 2008 

Nr. 317 Nicole Angenendt, Christian Growitsch, Ra-
bindra Nepal, Christine Müller – Effizienz und 
Stabilität des Stromgroßhandelsmarktes in 
Deutschland – Analyse und wirtschaftspoliti-
sche Implikationen, Dezember 2008 

Nr. 318: Gernot Müller – Produktivitäts- und Effizienz-
messung im Eisenbahninfrastruktursektor – 
Methodische Grundlagen und Schätzung des 
Produktivitätsfortschritts für den deutschen 
Markt, Januar 2009 

Nr. 319: Sonja Schölermann – Kundenschutz und 
Betreiberauflagen im liberalisierten Briefmarkt, 
März 2009 

Nr. 320: Matthias Wissner – IKT, Wachstum und Pro-
duktivität in der Energiewirtschaft – Auf dem 
Weg zum Smart Grid, Mai 2009 

Nr. 321 Matthias Wissner – Smart Metering, Juli 2009 

Nr. 322 Christian Wernick unter Mitarbeit von Dieter E-
lixmann – Unternehmensperformance führen-
der TK-Anbieter in Europa, August 2009 

Nr. 323 Werner Neu, Gabriele Kulenkampff – Long-Run 
Incremental Cost und Preissetzung im TK-
Bereich - unter besonderer Berücksichtigung 
des technischen Wandels, August 2009 
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